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Auf Grund des § 5 des Gesetzes zur Änderung des
Heilberufe-Kammergesetzes und anderer Vorschriften
des Landesgesundheitsrechts vom 24. Dezember 2001
(GVBl S. 993) wird nachstehend der Wortlaut des Heil-
berufe-Kammergesetzes (BayRS 2122–3–-G) in der
vom 1. Januar 2002 an geltenden Fassung bekannt ge-
macht.

Die Neufassung ergibt sich aus den Änderungen
durch 

1. das Gesetz über ergänzende Regelungen zum
Schwangerschaftskonfliktgesetz und zur Aus-
führung des Gesetzes zur Hilfe für Frauen bei
Schwangerschaftsabbrüchen in besonderen Fällen
(Bayerisches Schwangerenhilfeergänzungsgesetz –
BaySchwHEG) vom 9. August 1996 (GVBl S. 328,
BayRS 2170–8–G), 

2. das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 27. Ok-
tober 1998 – 1 BvR 2306/96 u.a.   (BGBl I S. 3430,
BVerfGE 98, S. 265/328), 

3. das Gesetz über Zuständigkeiten in der Gesundheit,
in der Ernährung und im Verbraucherschutz vom 
9. April 2001 (GVBl S. 108),

4. das Gesetz zur Änderung des Heilberufe-Kammer-
gesetzes und anderer Vorschriften des Landesge-
sundheitsrechts vom 24. Dezember 2001 (GVBl 
S. 993).

München, den 6. Februar 2002

Bayerisches Staatsministerium
für Gesundheit, Ernährung und Verbraucherschutz

Eberhard  S i n n e r ,  Staatsminister
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Erster Teil

Ärzte

Abschnitt I

Organisation der Berufsvertretung

Art. 1

Die Berufsvertretung der Ärzte besteht aus den
ärztlichen Kreisverbänden, den ärztlichen Bezirksver-
bänden und der Landesärztekammer.

Art. 2

(1) Die Berufsvertretung hat die Aufgabe, im Rah-
men der Gesetze die beruflichen Belange der Ärzte
wahrzunehmen, die Erfüllung der ärztlichen Berufs-
pflichten zu überwachen, die ärztliche Fortbildung zu
fördern, soziale Einrichtungen für Ärzte und deren
Angehörige zu schaffen sowie in der öffentlichen Ge-
sundheitspflege mitzuwirken. 

(2) 1Die Berufsvertretung ist berechtigt, innerhalb
ihres Aufgabenbereichs Anfragen, Vorstellungen und
Anträge an die zuständigen Behörden zu richten; sie ist
verpflichtet, diesen Behörden auf Verlangen Gut-
achten zu erstatten. 2Die Behörden sollen die Berufs-
vertretung vor der Regelung wichtiger einschlägiger
Fragen hören und auf Anfragen der Berufsvertretung
Auskunft erteilen, soweit nicht dienstliche Gründe
entgegenstehen.

Art. 3

(1) 1Die ärztlichen Kreisverbände sind jeweils für
den Bereich einer Kreisverwaltungsbehörde zu bilden;
sie können für den Bereich mehrerer Kreisverwal-
tungsbehörden des gleichen Regierungsbezirks gebil-
det werden, wenn die Mitgliederzahl im Bereich der
betroffenen Kreisverwaltungsbehörden 2000 nicht
übersteigt. 2Die ärztlichen Kreisverbände umfassen
diese Bereiche in ihrem jeweiligen Gebietsumfang.

(2) 1Die ärztlichen Kreisverbände sind Körper-
schaften des öffentlichen Rechts. 2Sie führen ein
Dienstsiegel.

Art. 4

(1) Mitglieder der ärztlichen Kreisverbände sind alle
zur Berufsausübung berechtigten Ärzte, die

1. in Bayern ärztlich tätig sind oder,

2. ohne ärztlich tätig zu sein, in Bayern ihre Haupt-
wohnung im Sinn des Melderechts haben.

(2) 1Die Mitgliedschaft wird bei dem ärztlichen
Kreisverband begründet, in dessen Bereich der Betref-
fende sich niedergelassen hat oder sonst ärztlich tätig
ist. 2Übt ein Arzt keine ärztliche Tätigkeit aus, so be-
stimmt sich die Mitgliedschaft nach seiner Hauptwoh-
nung.

(3) 1Mitglieder eines ärztlichen Kreisverbands, die
gelegentlich oder vorübergehend außerhalb Bayerns
ärztlich tätig sind, können von der Mitgliedschaft ent-
bunden werden, wenn sie außerhalb Bayerns Mitglie-
der einer vergleichbaren ärztlichen Berufsvertretung
sind. 2Personen, deren Mitgliedschaft bei einer ver-
gleichbaren ärztlichen Berufsvertretung außerhalb
Bayerns wegen gelegentlicher oder vorübergehender
ärztlicher Tätigkeit in Bayern erlischt, werden Mit-
glieder eines ärztlichen Kreisverbands.

(4) Mitglieder eines ärztlichen Kreisverbands, die
ihre ärztliche Tätigkeit außerhalb des Geltungsbe-
reichs der Bundesärzteordnung verlegen und dort ihre
Hauptwohnung nehmen, können freiwillige Mitglie-
der des ärztlichen Kreisverbands bleiben.

(5) 1Die Mitgliedschaft ruht bei Ruhen der Approba-
tion (§ 6 der Bundesärzteordnung) und bei Anordnung
des Verbots, den ärztlichen Beruf auszuüben (§ 70 des
Strafgesetzbuchs-StGB). 2Das Ruhen der Mitglied-
schaft endet im Fall des § 6 der Bundesärzteordnung
mit Aufhebung der Ruhensanordnung, im Fall des § 70
StGB mit Ablauf der Dauer oder mit der Aussetzung
des Berufsverbots. 3Die Landesärztekammer kann die
Mitgliedschaft von Ärzten im Praktikum für beendet
erklären, wenn auf Grund der Umstände des Einzel-
falls anzunehmen ist, dass der Ausbildungsabschnitt
nach § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 der Bundesärzteordnung
nicht abgeschlossen wird und die betroffene Person
nicht glaubhaft gemacht hat, dass sie die Ausbildung
in angemessener Frist abschließen wird.

(6) 1Die Mitglieder sind verpflichtet, sich bei dem
zuständigen ärztlichen Bezirksverband unter Vorlage
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der Berechtigungsnachweise zu melden. 2Außerdem
haben die Mitglieder Beginn und Beendigung ihrer
Berufsausübung unverzüglich dem ärztlichen Be-
zirksverband anzuzeigen. 3Im Fall der Aufnahme der
Berufsausübung ist

1. die Anschrift der Niederlassung oder der Beschäfti-
gungsstelle anzugeben und

2. die Berechtigung zur Ausübung des Berufs oder zur
Führung der Berufsbezeichnung nachzuweisen.

4Anzuzeigen sind auch Änderungen der Niederlas-
sung. 5Der ärztliche Bezirksverband unterrichtet den
zuständigen ärztlichen Kreisverband und die Landes-
ärztekammer über die Mitgliederdaten, die zur Erfül-
lung ihrer Aufgaben erforderlich sind, außerdem auf
Ersuchen das zuständige Gesundheitsamt oder die zu-
ständige Regierung über die Mitgliederdaten, auf die
sich die Melde- und Anzeigepflichten nach den Sätzen
1 bis 4 beziehen. 6Meldungen und Anzeigen nach den
Sätzen 1 bis 4 nimmt auch der zuständige ärztliche
Kreisverband entgegen und leitet sie unverzüglich an
den ärztlichen Bezirksverband weiter.

(7) Die Landesärztekammer kann in einer Melde-
ordnung das Nähere über das Meldeverfahren zu den
ärztlichen Bezirksverbänden regeln und die zur Über-
wachung der ärztlichen Berufspflichten erforderli-
chen Angaben und Nachweise, die Gegenstand der
Meldung sein sollen, festlegen.

(8) Die Landesärztekammer übermittelt dem zu-
ständigen berufsständischen Versorgungswerk Na-
men, Geburtsdatum, Anschrift und Datum der Berufs-
zulassung derjenigen Ärzte, die nach Absatz 1 Nr. 1
erstmals Mitglieder eines ärztlichen Kreisverbands
wurden, sofern dies für die Mitgliedschaft der Betrof-
fenen beim berufsständischen Versorgungswerk von
Bedeutung sein kann.

Art. 5

(1) 1Die ärztlichen Kreisverbände regeln ihre Ver-
tretung und ihre sonstigen Verhältnisse durch eine Sat-
zung, die der Zustimmung der Landesärztekammer
und der Genehmigung der Regierung bedarf. 2Zustim-
mung und Genehmigung sind entbehrlich, wenn der
ärztliche Kreisverband ein mit Genehmigung des
Staatsministeriums für Gesundheit, Ernährung und
Verbraucherschutz erlassenes Satzungsmuster der
Landesärztekammer übernimmt. 3In der Satzung sind
auch die Rechte und Pflichten der freiwilligen Mitglie-
der sowie das Verfahren bei der Neubildung ärztlicher
Kreisverbände zu regeln.

(2) 1Bei ärztlichen Kreisverbänden von mehr als 
2000 Mitgliedern nimmt eine Delegiertenversamm-
lung, die von den Mitgliedern auf die Dauer von vier
Jahren gewählt wird, deren Aufgaben wahr. 2Es sind
bei ärztlichen Kreisverbänden mit nicht mehr als 3000
Mitgliedern 25 Delegierte und mit nicht mehr als 4000
Mitgliedern 35 Delegierte zu wählen; wird die Mitglie-
derzahl von 4000 überschritten, so sind ebenso wie für
jedes weitere angefangene Tausend an Mitgliedern je-
weils drei zusätzliche Delegierte zu wählen; die Ge-
samtzahl der Delegierten darf 80 nicht überschreiten.
3Sinkt die Mitgliederzahl ärztlicher Kreisverbände
wieder unter 2000, kann die Delegiertenversammlung
beibehalten werden. 4Die Delegierten und ihre Ersatz-
leute in angemessener Zahl müssen Mitglieder des je-

weiligen ärztlichen Kreisverbands sein. 5In der Wahl-
ordnung, die vom jeweiligen ärztlichen Kreisverband
zu erlassen ist und der Zustimmung der Landes-
ärztekammer sowie der Genehmigung der Regierung
bedarf, kann die Dauer der Wahlperiode auf bis zu
sechs Jahren verlängert werden. 6Art. 11 Abs. 5 und
Art. 12 gelten für Delegierte sowie für Vorstands- und
Ausschussmitglieder entsprechend.

(3) 1Erreicht ein ärztlicher Kreisverband drei Mona-
te vor der nächsten ordnungsgemäßen Wahl der Vor-
standsmitglieder eine Mitgliederzahl von mehr als 
2000, so ist eine Delegiertenversammlung zu wählen.
2Für diese Wahl findet die am Stichtag nach Satz 1 gel-
tende Wahlordnung oder Satzung des ärztlichen Kreis-
verbands unter Berücksichtigung des Absatzes 2 An-
wendung. 3Nach der in Satz 2 genannten Wahlordnung
oder Satzung richtet sich auch die von der Delegierten-
versammlung vorzunehmende Wahl der Vorstands-
mitglieder. 4Bei den in Absatz 2 Satz 2 genannten ärzt-
lichen Kreisverbänden ist eine durch Ansteigen oder
Absinken der Mitgliederzahl veränderte Zahl der De-
legierten bei den danach erstmals anstehenden ord-
nungsgemäßen Wahlen zu berücksichtigen; maßge-
bend für die Zahl der zu wählenden Delegierten ist der
in Satz 1 genannte Stichtag.

(4) 1Die Delegiertenversammlung ist vom Vorstand
mindestens einmal jährlich einzuberufen. 2Außeror-
dentliche Delegiertenversammlungen sind vom Vor-
stand unverzüglich unter Angabe des Verhandlungs-
gegenstands

1. auf Antrag von mindestens einem Drittel der Dele-
gierten,

2. auf Anordnung der Landesärztekammer oder der
Aufsichtsbehörde

zu einer binnen zwei Monaten nach Zugang des An-
trags oder der Anordnung stattfindenden Zusammen-
kunft einzuberufen; in diesen Versammlungen ist Ge-
legenheit zu geben, den Verhandlungsgegenstand in
angemessenem Umfang zu erörtern. 3Im Fall des Sat-
zes 2 Nr. 1 ist zur Beschlussfähigkeit mindestens die
Anwesenheit der dort genannten Zahl von Delegierten
erforderlich, ansonsten sind außerordentliche Dele-
giertenversammlungen unbeschadet der Zahl der er-
schienenen Delegierten beschlussfähig; hierauf ist in
den Ladungen hinzuweisen. 4Ein weiterer Antrag nach
Satz 2 Nr. 1 zu dem im wesentlichen gleichen Gegen-
stand in derselben Wahlperiode ist nicht zulässig.

(5) 1Wird die Wahl einer Delegiertenversammlung
bestandskräftig für ungültig erklärt, so ist diese für
den Rest der Wahlperiode binnen sechs Monaten zu
wiederholen, woraufhin unverzüglich der Vorstand
und die Ausschüsse neu zu wählen sind. 2Die Wirk-
samkeit vorher gefasster Beschlüsse und sonst vorge-
nommener Amtshandlungen der in Satz 1 genannten
Organe bleibt unberührt.

(6) Bei ärztlichen Kreisverbänden ohne Delegier-
tenversammlung gilt Absatz 4 für die Mitgliederver-
sammlung sinngemäß.

Art. 6

1Die ärztlichen Kreisverbände sind berechtigt, zur
Erfüllung ihrer Aufgaben von allen Mitgliedern
Beiträge zu erheben. 2Die Höhe der Beiträge wird in ei-
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ner Beitragsordnung festgesetzt, die von den Mit-
gliedern bzw. Delegierten der ärztlichen Kreisverbän-
de zu beschließen ist und zu ihrer Wirksamkeit der Zu-
stimmung der Landesärztekammer und der Genehmi-
gung der Regierung bedarf. 3Art. 5 Abs. 1 Satz 2 gilt
entsprechend. 4Der Vorstand des ärztlichen Kreisver-
bands kann die Durchführung der Beitragserhebung
der Landesärztekammer übertragen.

Art. 7

(1) 1Die ärztlichen Kreisverbände jedes Re-
gierungsbezirks sind zu einem ärztlichen Be-
zirksverband zusammengeschlossen. 2Der Kreisver-
band München hat zugleich die Stellung eines Bezirks-
verbands. 3Die Bezirksverbände sind Körperschaften
des öffentlichen Rechts. 4Sie führen ein Dienstsiegel.

(2) 1Die Aufgaben und die Vertretung des Bezirks-
verbands werden durch Satzung bestimmt. 2Die Sat-
zung bedarf der Zustimmung der Landesärztekammer
und der Genehmigung der Regierung. 3Jeder ärztliche
Kreisverband muss in der Vorstandschaft des ärztli-
chen Bezirksverbands vertreten sein. 4Art. 5 Abs. 1
Satz 2 gilt entsprechend.

Art. 8

Die zur Erfüllung der Aufgaben der ärztlichen Be-
zirksverbände erforderlichen Mittel sind von den ärzt-
lichen Kreisverbänden im Umlageverfahren aufzu-
bringen.

Art. 9

1Die ärztlichen Kreisverbände und Bezirks-
verbände stehen unter der Aufsicht der Landesärzte-
kammer und der für ihren Sitz zuständigen Regierung.
2Die Regierung und die Landesärztekammer können
jederzeit Auskunft über ihre Angelegenheiten und Be-
schlüsse verlangen; die Regierung kann außerdem ge-
setz- oder satzungswidrige Beschlüsse nach Anhörung
der Landesärztekammer außer Kraft setzen. 3Im Übri-
gen finden Art. 59 Abs. 2, Art. 112 Satz 2, Art. 113 und 114
der Gemeindeordnung entsprechende Anwendung; die
daraus sich ergebenden Rechte und Pflichten betreffen
an Stelle der Gemeinde den ärztlichen Kreis- oder Be-
zirksverband, an Stelle des Gemeinderats den Vor-
stand, an Stelle des ersten Bürgermeisters den Vorsit-
zenden des ärztlichen Kreis- oder Bezirksverbands
und an Stelle der Staatsregierung das Staats-
ministerium für Gesundheit, Ernährung und Verbrau-
cherschutz.

Art. 10

(1) 1Die Landesärztekammer besteht aus 180 Dele-
gierten der ärztlichen Kreisverbände und der medizi-
nischen Fachbereiche der Landesuniversitäten. 2Ihr
Sitz ist München. 3Sie ist eine Körperschaft des
öffentlichen Rechts. 4Sie führt ein Dienstsiegel.

(2) Zur Wahrnehmung der die deutsche Ärzteschaft
berührenden gemeinsamen Berufs- und Standesfragen
ist die Landesärztekammer berechtigt, sich mit den
außerbayerischen ärztlichen Landesorganisationen zu
Arbeitsgemeinschaften zusammenzuschließen.

Art. 11

(1) 1Die Delegierten zur Landesärztekammer und
eine angemessene Zahl von Ersatzdelegierten werden
auf die Dauer von vier Jahren

1. von den Mitgliedern der ärztlichen Kreisverbände
durch geheime und schriftliche Abstimmung aus
der Zahl ihrer Mitglieder gewählt (Absatz 3),

2. von den Mitgliedern der medizinischen Fachberei-
che der Landesuniversitäten aus der Zahl ihrer Mit-
glieder entsandt (Absatz 2).

2In der Wahlordnung, die von der Landesärztekammer
zu erlassen ist und der Genehmigung des Staatsminis-
teriums für Gesundheit, Ernährung und Verbraucher-
schutz bedarf, kann die Dauer auf bis zu sechs Jahre
verlängert werden.

(2) Die medizinischen Fachbereiche der Landesuni-
versitäten entsenden je einen Delegierten.

(3) 1Die um die Zahl der nach Absatz 2 zu entsen-
denden Delegierten verminderte Gesamtzahl der Dele-
gierten wird auf die ärztlichen Kreisverbände nach der
Zahl ihrer Mitglieder verteilt; auf jeden ärztlichen
Kreisverband muss dabei mindestens ein zu wählender
Delegierter entfallen. 2Das Verteilungs- und Wahlver-
fahren wird im Übrigen durch die Wahlordnung gere-
gelt.

(4) Der Landesärztekammer gehören weiter die vor-
sitzenden Vorstandsmitglieder  der Landesärztekam-
mer und die ersten vorsitzenden Vorstandsmitglieder
der ärztlichen Bezirksverbände an, soweit sie nicht be-
reits Delegierte sind.

(5) Das Wahlrecht und die Wählbarkeit ruhen, so-
lange

1. dem Mitglied zur Besorgung aller seiner Angelegen-
heiten ein Betreuer nicht nur durch einstweilige
Anordnung bestellt ist; dies gilt auch, wenn der Auf-
gabenkreis des Betreuers die in § 1896 Abs. 4 und 
§ 1905 des Bürgerlichen Gesetzbuchs bezeichneten
Angelegenheiten nicht erfasst,

2. das Mitglied sich in Untersuchungs- oder Strafhaft
befindet oder

3. das Mitglied mit der Beitragsleistung für mehr als
zwei Jahre im Rückstand ist, ohne dass die Beiträge
gestundet sind.

Art. 12

(1) Ein Delegierter verliert seinen Sitz in der Lan-
desärztekammer

1. durch Verzicht, der dem Vorstand der Landesärzte-
kammer gegenüber schriftlich erklärt werden muss
und unwiderruflich ist,

2. mit der Beendigung der Mitgliedschaft nach Art. 4
Abs. 1 bei einem ärztlichen Kreisverband im Frei-
staat Bayern,

3. durch Entziehung nach Art. 67 Abs. 1 Nr. 3.
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(2) Das Mandat eines Delegierten ruht, solange die
in Art. 11 Abs. 5 bezeichneten Voraussetzungen beste-
hen.

(3) 1Der Verlust des Sitzes nach Absatz 1 Nr. 2 und
das Ruhen des Mandats werden wirksam, wenn ein
entsprechender Beschluss des Vorstands der Landes-
ärztekammer dem Delegierten zugestellt ist. 2Im Fall
des Absatzes 1 oder des Todes eines Delegierten ist der
nach der Wahlordnung (Satzung) nachrückende Er-
satzdelegierte in gleicher Weise zu verständigen.

Art. 13

(1) 1Der Vorstand der Landesärztekammer besteht
aus dem ersten vorsitzenden Mitglied, höchstens zwei
stellvertretenden vorsitzenden Mitgliedern, den ersten
vorsitzenden Vorstandsmitgliedern der ärztlichen Be-
zirksverbände sowie höchstens zwölf aus der Mitte der
Delegierten zu wählenden Mitgliedern; das erste vor-
sitzende Mitglied führt die Bezeichnung „Präsident“
oder „Präsidentin“, die stellvertretenden Mitglieder
führen die Bezeichnung „Vizepräsident“ oder „Vize-
präsidentin“. 2Die Amtsdauer des Vorstands beträgt
vier Jahre. 3Art. 11 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend.

(2) 1Die Delegierten der Landesärztekammer wäh-
len die vorsitzenden Vorstandsmitglieder sowie aus ihrer
Mitte die übrigen Vorstandsmitglieder und die erfor-
derlichen Ausschüsse. 2Art. 5 Abs. 4 gilt im Übrigen
entsprechend.

(3) Der Vorstand und die Ausschüsse können sich bis
zu einem Siebtel ihrer Zahl durch Zuwahl wählbarer
Mitglieder der ärztlichen Kreisverbände ergänzen.

(4) Art. 12 Abs. 1, 2 und 3 Satz 1 gelten für die Vor-
stands- und Ausschussmitglieder entsprechend.

Art. 14

(1) Die Landesärztekammer gibt sich eine Satzung,
die der Genehmigung des Staatsministeriums für Ge-
sundheit, Ernährung und Verbraucherschutz bedarf.

(2) Das erste vorsitzende Vorstandsmitglied und je-
des der stellvertretenden vorsitzenden Vorstandsmit-
glieder vertreten die Landesärztekammer nach Maß-
gabe der Satzung nach außen.

Art. 15

(1) Die Beschlüsse der Landesärztekammer und ih-
res Vorstands sind für die ärztlichen Kreisverbände
und Bezirksverbände bindend.

(2) 1Die Landesärztekammer ist berechtigt, zur Er-
füllung ihrer Aufgaben von allen Mitgliedern der ärzt-
lichen Kreisverbände Beiträge zu erheben. 2Die Höhe
der Beiträge wird in einer Beitragsordnung festgesetzt,
die von der Landesärztekammer zu erlassen ist und der
Genehmigung des Staatsministeriums für Gesundheit,
Ernährung und Verbraucherschutz bedarf.

(3) 1Die Landesärztekammer ist berechtigt, für die
Inanspruchnahme von Kammereinrichtungen und für
Leistungen und Tätigkeiten, die sie in Wahrnehmung
ihrer Aufgaben für einzelne Berufsangehörige, insbe-

sondere auf dem Gebiet der Weiterbildung, erbringt,
Kosten (Gebühren und Auslagen) zu erheben. 2Die Ge-
bühren sind nach dem Verwaltungsaufwand und der
Bedeutung der Angelegenheit für das Mitglied zu be-
messen. 3Die Gebührentatbestände und die Höhe der
Gebühren setzt die Landesärztekammer durch Sat-
zung fest, die der Genehmigung des Staatsminis-
teriums für Gesundheit, Ernährung und Verbraucher-
schutz bedarf.

(4) Beiträge und Kosten sind nach Maßgabe des Art. 40
beizutreiben.

Art. 16

(1) 1Die Landesärztekammer steht unter der Auf-
sicht des Staatsministeriums für Gesundheit,
Ernährung und Verbraucherschutz. 2Dieses kann
insbesondere zu den Kammersitzungen Vertreter
entsenden, denen auf Verlangen jederzeit das Wort er-
teilt werden muss. 3Art. 9 Sätze 2 und 3 finden entspre-
chende Anwendung.

(2) Das Staatsministerium für Gesundheit, Ernäh-
rung und Verbraucherschutz kann der Landesärzte-
kammer besondere Aufgaben übertragen.

Abschnitt II

Berufsausübung

Art. 17

Die Ärzte sind verpflichtet, ihren Beruf gewissen-
haft auszuüben und dem ihnen im Zusammenhang mit
dem Beruf entgegengebrachten Vertrauen zu entspre-
chen.

Art. 18

(1) 1Die Ärzte, die ihren Beruf ausüben, haben ins-
besondere die Pflicht,

1. sich im fachlichen Rahmen ihrer Berufsausübung
beruflich fortzubilden und sich dabei über die für
ihre Berufsausübung geltenden Bestimmungen zu
unterrichten,

2. soweit sie in eigener Praxis tätig sind, am Notfall-
und Bereitschaftsdienst teilzunehmen,

3. über in Ausübung ihres Berufs gemachte Feststel-
lungen und getroffene Maßnahmen Aufzeichnungen
zu fertigen.

2Die Führung einer ärztlichen Praxis in der Rechts-
form einer juristischen Person des privaten Rechts ist
nicht statthaft.

(2) 1Ärzte, die den Abbruch einer Schwangerschaft
im Einzelfall für nicht verantwortbar halten, müssen
ihre Mitwirkung daran ablehnen.2Ferner haben Ärzte
es zu unterlassen, einer anderen Person als einem Arzt
das Geschlecht eines Ungeborenen mitzuteilen, bevor
seit der Empfängnis zwölf Wochen verstrichen sind,
wenn nicht die Mitteilung nach ärztlicher Erkenntnis
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zur Beurteilung der Voraussetzungen des § 218a Abs. 2
StGB oder aus ärztlicher Sicht im Interesse des unge-
borenen Lebens geboten ist; sie haben zur Einhaltung
dieser Pflicht ihre berufsmäßig tätigen Gehilfen und
die Personen anzuhalten, die bei ihnen zur Vorberei-
tung auf den Beruf tätig sind. 3Ärzte, die einen
Schwangerschaftsabbruch vornehmen, haben Auf-
zeichnungen zu fertigen über

1. die festgestellte Dauer der Schwangerschaft,

2. die Durchführung der Aufklärung und Beratung
über die ärztlich bedeutsamen Gesichtspunkte,
insbesondere über Ablauf, Folgen und Risiken so-
wie über mögliche körperliche und seelische Aus-
wirkungen des Abbruchs der Schwangerschaft,

3. die Unterrichtung der Frau über die für die ärztliche
Entscheidung maßgeblichen Gesichtspunkte und
über den von der Verfassung gebotenen Schutz des
ungeborenen Lebens.

4Außerdem sind von den an einem Schwangerschafts-
abbruch mitwirkenden Ärzten, soweit nicht ein Fall
des § 218a Abs. 1 StGB vorliegt, die für die ärztliche Er-
kenntnis im Einzelfall maßgeblichen Gesichtspunkte
einschließlich der Stellungnahmen konsiliarisch bei-
gezogener anderer Fachärzte aufzuzeichnen. 5Die 
Sätze 1 bis 4 gelten nicht für Schwangerschaftsabbrü-
che, bei denen die Voraussetzungen des § 12 Abs. 2 des
Schwangerschaftskonfliktgesetzes vorliegen.

(3) 1Das Nähere zu Absatz 1 Satz 1 regelt die Beruf-
sordnung. 2Sie hat zu Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 vorzusehen,
dass die Teilnahmeverpflichtung nur für einen be-
stimmten regionalen Bereich gilt und Befreiung von
der Teilnahme am Notfall- und Bereitschaftsdienst aus
schwerwiegenden Gründen, insbesondere wegen kör-
perlicher Behinderungen, besonders belastender fami-
liärer Pflichten oder wegen Teilnahme an einem klini-
schen Bereitschaftsdienst mit Notfallversorgung auf
Antrag ganz, teilweise oder vorübergehend erteilt wer-
den kann.

Art. 19

Die Berufsordnung kann weitere Vorschriften über
Berufspflichten im Rahmen des Art. 17 enthalten,
insbesondere über

1. die Einhaltung der Schweigepflicht und der sonst
für die Berufsausübung geltenden Rechtsvor-
schriften,

2. die Ausstellung von Gutachten und Zeugnissen,

3. die Praxisankündigung und Praxiseinrichtung,

4. die Durchführung von Sprechstunden und Haus-
besuchen,

5. die gemeinsame Ausübung der Berufstätigkeit,

6. die Angemessenheit und Nachprüfbarkeit des Ho-
norars,

7. das Ausmaß des Verbots oder der Beschränkung
der Werbung,

8. die Verordnung und Empfehlung von Heil- und
Hilfsmitteln,

9. das berufliche Verhalten gegenüber anderen Be-
rufsangehörigen und die Zusammenarbeit mit An-
gehörigen anderer Berufe,

10. die Beschäftigung von Vertretern, Assistenten und
sonstigen Mitarbeitern,

11. die Ausbildung von Personal,

12. die Beteiligung an Maßnahmen der Qualitätssi-
cherung,

13. die Beratung in berufsethischen und be-
rufsrechtlichen Fragen vor der Durchführung

a) klinischer Versuche am Menschen,

b) epidemiologischer Forschungsvorhaben mit per-
sonenbezogenen Daten,

c) der Forschung mit vitalen menschlichen Game-
ten und Embryonen.

Art. 20

Die Berufsordnung wird von der Landes-
ärztekammer erlassen und bedarf der Genehmigung
des Staatsministeriums für Gesundheit, Ernährung
und Verbraucherschutz.

Abschnitt III

Praktische Ärzte

Art. 21

(1) 1Wer eine spezifische Ausbildung in der Allge-
meinmedizin nach den folgenden Vorschriften abge-
schlossen hat, erhält hierüber auf Antrag ein Zeugnis.
2Das Zeugnis berechtigt dazu, die Bezeichnung „prak-
tischer Arzt“ oder „praktische Ärztin“ zu führen, so-
fern der Zeugnisinhaber im Geltungsbereich der Bun-
desärzteordnung den ärztlichen Beruf ausüben darf.

(2) Das Zeugnis wird erteilt, wenn die Ableistung ei-
ner mindestens dreijährigen Ausbildung unter der
Aufsicht der zuständigen Behörden nach Bestehen des
Dritten Abschnitts der Ärztlichen Prüfung nach-
gewiesen ist.

(3) 1Die vorwiegend praktische Ausbildung erfolgt
in Fächern, die für die allgemeinmedizinische Versor-
gung bedeutsam sind. 2Sie findet während jeweils min-
destens sechs Monaten statt

1. in entsprechend ausgerüsteten Krankenhausabtei-
lungen für Innere Medizin, für Chirurgie, für
Frauenheilkunde und Geburtshilfe, für Kinderheil-
kunde, für Nervenheilkunde oder für Psychiatrie
und

2. in Praxen von vertragsarztrechtlich zugelassenen
Ärzten für Allgemeinmedizin oder von Ärzten ohne
Gebietsbezeichnung.

3Die praktische Ausbildung nach Satz 2 Nr. 1 soll nach
Möglichkeit in zwei der dort genannten Krankenhaus-
abteilungen erfolgen. 4Unbeschadet der in Satz 2 ge-
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nannten Mindestzeiten kann die praktische Ausbil-
dung während eines Zeitraums von insgesamt höchs-
tens sechs Monaten

1. in Praxen von vertragsarztrechtlich zugelassenen
Ärzten für Innere Medizin, für Chirurgie, für Frau-
enheilkunde und Geburtshilfe, für Kinderheilkun-
de, für Nervenheilkunde oder für Psychiatrie und

2. in Gesundheitsämtern, in werks-, betriebs- oder
versorgungsärztlichen Diensten, in Medizinischen
Diensten der Krankenversicherung, in Einrichtun-
gen für die Rehabilitation Behinderter, in Sanitäts-
zentren oder ähnlichen Einrichtungen der Bundes-
wehr, in truppenärztlichen Einrichtungen der Bun-
deswehr, in Justizvollzugsanstalten mit hauptamt-
lichem Anstaltsarzt sowie in geeigneten vergleich-
baren Einrichtungen, die auf Antrag zugelassen
werden können,

abgeleistet werden.

(4) Die Teilnehmer an der spezifischen Ausbildung
müssen von den Personen, mit denen sie beruflich ar-
beiten, persönlich zur Mitarbeit herangezogen werden
und Mitverantwortung übernehmen.

(5) 1Über die Ableistung der einzelnen Abschnitte
der spezifischen Ausbildung in der Allgemeinmedizin
erteilt die jeweilige Ausbildungsstelle eine Bescheini-
gung, aus der sich die Dauer und Gründe von Ausbil-
dungsunterbrechungen im Sinn von Art. 23 Abs. 2 er-
geben müssen. 2Aus der Bescheinigung über die Aus-
bildung in Arztpraxen nach Absatz 3 Satz 2 Nr. 2 und
Satz 4 Nr. 1 muss außerdem hervorgehen, dass sich die-
se Ausbildung auf die Erkennung und Behandlung
praxistypischer Krankheiten unter Einbeziehung des
sozialen Umfelds, auf die Gesundheitsführung von Pa-
tienten, auf Vorsorgemaßnahmen, auf die Früherken-
nung von Krankheiten und auf die Einleitung von Re-
habilitationsmaßnahmen erstreckt hat.

(6) Zeugnisse nach Absatz 1 dürfen nur erteilt wer-
den, wenn die Antragsteller die ärztliche Ausbildung
vollständig abgeschlossen haben.

Art. 22

Die Ausbildung kann, soweit sie die Anforderungen
des Art. 21 erfüllt, auch im Rahmen einer Tätigkeit als
Arzt im Praktikum, einer vertragsarztrechtlichen Vor-
bereitungszeit oder einer ärztlichen Weiterbildung ab-
geleistet werden.

Art. 23

(1) 1Die Ausbildung nach Art. 21 Abs. 3 Satz 2 ist in
dem dort genannten Mindestumfang in Vollzeittätig-
keit durchzuführen. 2Im Übrigen kann die Ausbildung
nach Art. 21 Abs. 2 als Teilzeitausbildung unter folgen-
den Voraussetzungen abgeleistet werden:

1. Die Gesamtdauer der Ausbildung darf nicht da-
durch verkürzt werden, dass sie in Teilzeit erfolgt.

2. Die wöchentliche Ausbildungsdauer der Teilzeit-
ausbildung darf nicht unter 50 v.H. der wöchentli-
chen Ausbildungsdauer in Vollzeit betragen.

3. Die Teilzeitausbildung muss der Vollzeitausbildung
qualitativ entsprechen.

(2) 1Auf die Dauer der Ausbildung nach Art. 21 Abs. 2
werden Unterbrechungen wegen

1. Urlaubs bis zu sechs Wochen jährlich,

2. anderer nicht zu vertretender Gründe, insbesondere
Krankheit, bis zur Gesamtdauer von vier Wochen

angerechnet. 2Bei Ärztinnen werden auch Unterbre-
chungen wegen Schwangerschaft bis zur Gesamtdauer
von vier Wochen angerechnet.

Art. 24

(1) Wer nach dem Recht eines anderen Mitglied-
staats der Europäischen Union oder eines anderen Ver-
tragsstaats des Abkommens über den Europäischen
Wirtschaftsraum zur Ausführung von Art. 1 der Richt-
linie 86/457/EWG vom 15. September 1986 (ABl EG
Nr. 267, S. 26) oder von Art. 30 der Richtlinie
93/16/EWG vom 5. April 1993 (ABl EG Nr. L 165 S. 1),
geändert durch die Richtlinie 2001/19/EG des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 14. Mai 2001
(ABl EG Nr. L 206 S. 1) in ihrer jeweiligen Fassung ein
Diplom, Prüfungszeugnis oder einen sonstigen Befähi-
gungsnachweis über eine abgeleistete spezifische Aus-
bildung in der Allgemeinmedizin erworben hat, erhält
auf Antrag ein Zeugnis nach Art. 21 Abs. 1.

(2) Auf Antrag werden ferner in einem der übrigen
Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder in einem
anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Eu-
ropäischen Wirtschaftsraum zurückgelegte Ausbil-
dungszeiten auf den Ausbildungsgang nach Art. 21
Abs. 3 angerechnet, wenn eine Bescheinigung der
zuständigen Behörde des Mitglied- oder Vertragsstaats
vorgelegt wird, aus der sich neben der Ausbildungs-
dauer und der Art der Ausbildungseinrichtung ergibt,
dass die Ausbildung nach dem Recht des Mitglied-
oder Vertragsstaats zur Ausführung von Art. 2 Abs. 1
Buchst. c Satz 2 der Richtlinie 86/457/EWG oder von
Art. 31 Abs. 1 Buchst. c Satz 2 der Richtlinie 93/16
EWG vom 5. April 1993, geändert durch die Richtlinie
vom 14. Mai 2001, in ihrer jeweiligen Fassung erfolgt
ist.

Art. 25

(1) 1Wer am 1. Januar 1990 als niedergelassener Arzt
oder Ärztin die Bezeichnung „praktischer Arzt“ oder
„praktische Ärztin“ führt, darf sie weiter führen. 2Zur
Führung dieser Bezeichnung sind auch Ärzte be-
rechtigt, die bis zum 31. Dezember 1990 die kassen-
arztrechtliche Vorbereitungszeit vollständig abgeleis-
tet haben und sich bis spätestens 31. Dezember 1991,
ohne eine Gebietsbezeichnung zu führen, niederlassen.

(2) Wer die Ausbildung nach Abschnitt III vor dem 
1. Januar 2003 aufgenommen hat und vor dem 1. Januar
2006 abschließt, erhält das Zeugnis nach Art. 21 Abs. 1
Satz 1 nach Maßgabe des Gesetzes in der Fassung der
Bekanntmachung vom 20. Juli 1994 (GVBl S. 853, ber.
1995, S. 325).

Art. 26

1Das Staatsministerium für Gesundheit, Ernährung
und Verbraucherschutz wird ermächtigt, durch Rechts-
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verordnung die zuständigen Behörden oder Stellen
zum Vollzug des Abschnitts III zu bestimmen. 2Es kann
dabei auch die Bayerische Landesärztekammer als zu-
ständige Stelle bestimmen.

Abschnitt IV

Weiterbildung

Art. 27

Ärzte können nach Maßgabe der Art. 28 bis 36 neben
ihrer Berufsbezeichnung weitere Bezeichnungen
führen, die auf besondere Kenntnisse und Fähigkeiten
in einem bestimmten medizinischen Gebiet (Gebiets-
bezeichnung) oder Teilgebiet (Teilgebietsbezeichnung)
oder auf andere zusätzlich erworbene Kenntnisse und
Fähigkeiten (Zusatzbezeichnung) hinweisen.

Art. 28

(1) Die Bezeichnungen nach Art. 27 bestimmt die
Landesärztekammer in den Fachrichtungen

1. Konservative Medizin,

2. Operative Medizin,

3. Nervenheilkundliche Medizin,

4. Theoretische Medizin,

5. Ökologische Medizin,

6. Methodisch-technische Medizin und

in Verbindungen dieser Fachrichtungen, wenn dies im
Hinblick auf die medizinische Entwicklung und eine
angemessene ärztliche Versorgung erforderlich ist.

(2) Die Bestimmung von Bezeichnungen ist aufzu-
heben, wenn die in Absatz 1 genannten Voraussetzun-
gen nicht mehr gegeben sind.

(3) Gebietsbezeichnungen sind auch die Bezeich-
nungen „Allgemeinmedizin“ und „Öffentliches Ge-
sundheitswesen“.

Art. 29

(1) 1Eine Bezeichnung nach Art. 27 darf führen, wer
eine Anerkennung erhalten hat. 2Die Anerkennung er-
hält der Arzt, der die vorgeschriebene Weiterbildung
erfolgreich abgeschlossen hat.

(2) 1Mehrere Gebietsbezeichnungen dürfen auf ver-
wandten Gebieten nebeneinander geführt werden.
2Die Bezeichnung „Allgemeinmedizin“ darf nicht ne-
ben einer anderen Gebietsbezeichnung geführt wer-
den. 3Das gilt für die Führung der Bezeichnung „prak-
tischer Arzt“ oder „praktische Ärztin“ entsprechend.

(3) Teilgebietsbezeichnungen dürfen nur zusammen
mit der Bezeichnung des Gebiets geführt werden, dem
die Teilgebiete zugehören.

Art. 30

(1) Die Weiterbildung in den Gebieten und Teilge-
bieten erfolgt in praktischer Berufstätigkeit und theo-
retischer Unterweisung.

(2) Die Weiterbildung in den Gebieten darf drei Jah-
re nicht unterschreiten und soll in der Regel sechs Jah-
re nicht überschreiten.

(3) Die Weiterbildung in den Teilgebieten kann im
Rahmen der Weiterbildung in dem Gebiet durchge-
führt werden, dem die Teilgebiete zugehören, wenn es
die Weiterbildungsordnung zulässt.

(4) 1Die Weiterbildung in den Gebieten und Teilge-
bieten hat der Weiterzubildende ganztägig und in
hauptberuflicher Stellung abzuleisten. 2Dies gilt auch
für eine Weiterbildung in Bereichen, sofern in der Wei-
terbildungsordnung nichts anderes bestimmt ist. 3Zei-
ten bei einer Weiterbildungsstätte und einem weiter-
bildenden Arzt unter sechs Monaten werden nur ange-
rechnet, wenn sie vorgeschrieben sind. 4Die Landes-
ärztekammer kann von Satz 3 abweichende Bestim-
mungen für die Weiterbildung in einzelnen Gebieten
und Teilgebieten treffen sowie im einzelnen Ausnah-
men zulassen, wenn es mit den Zielen der Weiterbil-
dung vereinbar ist.

(5) 1Die Weiterbildung kann mit vorheriger Zustim-
mung der Landesärztekammer nach näherer Maßgabe
der Weiterbildungsordnung in einem Umfang von min-
destens der Hälfte der üblichen wöchentlichen Ar-
beitszeit erfolgen, wenn eine Weiterbildung in Voll-
zeittätigkeit aus stichhaltigem Grund nicht möglich
oder nicht zumutbar ist und wenn und soweit eine Teil-
zeittätigkeit das Ziel der Weiterbildung im jeweiligen
Gebiet, Teilgebiet oder Bereich nicht beeinträchtigt.
2Die Weiterbildungszeit verlängert sich entsprechend.

(6) Eine Zeit beruflicher Tätigkeit, in der auch eine
eigene Praxis ausgeübt wird, ist auf Weiterbildungs-
zeiten für die Gebiete und Teilgebiete nicht anrech-
nungsfähig.

(7) Die Weiterbildung umfasst insbesondere die für
den Erwerb der jeweiligen Bezeichnung nach Art. 27
erforderliche Vertiefung der Kenntnisse und Fähigkei-
ten in der Verhütung, Erkennung und Behandlung von
Krankheiten, Körperschäden und Leiden, einschließ-
lich der Wechselbeziehungen zwischen Mensch und
Umwelt, sowie in den notwendigen Maßnahmen der
Rehabilitation.

(8) Das Staatsministerium für Gesundheit, Ernäh-
rung und Verbraucherschutz wird ermächtigt, durch
Rechtsverordnung die Voraussetzungen für die Ertei-
lung der Anerkennung in dem Gebiet „Öffentliches
Gesundheitswesen“, insbesondere Inhalt und Dauer
der Weiterbildung im Rahmen des Absatzes 2 zu regeln.

Art. 31

(1) 1Die Weiterbildung in Gebieten und Teilgebieten
wird unter verantwortlicher Leitung ermächtigter
Ärzte in einem Universitätszentrum, einer Univer-
sitätsklinik oder in einer hierzu von der zuständigen
Behörde oder Stelle zugelassenen Einrichtung der
ärztlichen Versorgung (Weiterbildungsstätten) durch-
geführt. 2Die Weiterbildungsordnung kann vorsehen,
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dass auch die Weiterbildung in Bereichen unter ver-
antwortlicher Leitung entsprechend ermächtigter
Ärzte durchgeführt wird. 3Die Weiterbildung in Gebie-
ten und Teilgebieten kann nach näherer Maßgabe der
Weiterbildungsordnung bis zur Höchstdauer von drei
Jahren auch bei einem ermächtigten niedergelassenen
Arzt durchgeführt werden. 4Die Weiterbildung im Ge-
biet „Öffentliches Gesundheitswesen“ wird in beson-
deren, vom Staatsministerium für Gesundheit, Ernäh-
rung und Verbraucherschutz bestimmten Einrichtun-
gen durchgeführt.

(2) 1Die Ermächtigung zur Weiterbildung nach Ab-
satz 1 kann nur erteilt werden, wenn der Arzt fachlich
und persönlich geeignet ist und wenn und soweit die
Voraussetzungen nach Absatz 4 Satz 1 Nrn. 1 und 2
vorliegen. 2Sie kann für ein Gebiet oder Teilgebiet nur
erteilt werden, wenn der Arzt die entsprechende Be-
zeichnung führt; sie kann mehreren Ärzten gemeinsam
erteilt werden. 3Satz 2 Halbsatz 1 gilt für eine in der
Weiterbildungsordnung festzulegende angemessene
Übergangszeit nicht, wenn die Landesärztekammer
nach Art. 28 Abs. 1 eine neue Bezeichnung bestimmt.

(3) 1Der ermächtigte Arzt ist verpflichtet, die Wei-
terbildung entsprechend den Weiterbildungsbestim-
mungen dieses Gesetzes sowie der Weiterbildungsord-
nung durchzuführen. 2Über die Weiterbildung hat er in
jedem Einzelfall ein Zeugnis auszustellen.

(4) 1Die Zulassung einer Krankenhausabteilung als
Weiterbildungsstätte setzt voraus, dass

1. Patienten in so ausreichender Zahl und Art behan-
delt werden, dass der weiterzubildende Arzt die
Möglichkeit hat, sich mit den typischen Krankhei-
ten des Gebiets, Teilgebiets oder Bereichs, auf das
sich die Bezeichnung nach Art. 27 bezieht, vertraut
zu machen,

2. Personal und Ausstattung vorhanden sind, die den
Erfordernissen der medizinischen Entwicklung
Rechnung tragen und

3. regelmäßige Konsiliartätigkeit ausgeübt wird.

2Dies gilt sinngemäß für Institute und andere Einrich-
tungen.

(5) Mit der Beendigung der Tätigkeit des Arztes an
der Weiterbildungsstätte erlischt seine Ermächtigung
zur Weiterbildung.

Art. 32

(1) 1Über die Ermächtigung des Arztes und den Wi-
derruf der Ermächtigung entscheidet die Landesärzte-
kammer. 2Die Ermächtigung bedarf eines Antrags.

(2) 1Die Landesärztekammer führt ein Verzeichnis
der ermächtigten Ärzte, aus dem hervorgeht, in wel-
chem Umfang sie zur Weiterbildung ermächtigt sind.
2Das Verzeichnis ist bekanntzumachen.

(3) 1Über die Zulassung der Weiterbildungsstätte
und den Widerruf der Zulassung entscheidet die Lan-
desärztekammer; über die Zulassung von Kranken-
hausabteilungen und über den Widerruf der Zulassung
entscheidet das Staatsministerium für Gesundheit,
Ernährung und Verbraucherschutz nach Anhörung

der Landesärztekammer im Einvernehmen mit dem
Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung, Fami-
lie und Frauen. 2Die Zulassung bedarf eines Antrags.
3Die zugelassenen Weiterbildungsstätten sind be-
kanntzumachen.

Art. 33

(1) 1Die Anerkennung nach Art. 29 Abs. 1 ist bei der
Landesärztekammer zu beantragen. 2Diese entschei-
det über den Antrag auf Grund des Ergebnisses einer
Prüfung der vorgelegten Zeugnisse über den Inhalt,
den Umfang und den Erfolg der nach abgeschlossenem
Medizinstudium durchlaufenen Weiterbildung in dem
gewählten Gebiet, Teilgebiet oder Bereich (Art. 27) und
eines Prüfungsgesprächs über die erworbenen beson-
deren oder zusätzlichen Kenntnisse und Fähigkeiten in
theoretischer und praktischer Hinsicht. 3Die Weiter-
bildungsordnung kann auch für die Weiterbildung in
Bereichen ein Prüfungsgespräch vorsehen.

(2) 1Der Vorstand der Landesärztekammer bestellt
einen Ausschuss, der die Zeugnisse im Sinn des Absat-
zes 1 Satz 2 prüft und die Prüfungsgespräche durch-
führt. 2Bei Bedarf sind mehrere Ausschüsse zu bilden.
3Jedem Ausschuss gehören mindestens drei Mitglieder
an. 4Das Staatsministerium für Gesundheit, Ernäh-
rung und Verbraucherschutz kann ein weiteres Mit-
glied bestimmen. 5Das Prüfungsgespräch kann auch
bei Abwesenheit des vom Staatsministerium für Ge-
sundheit, Ernährung und Verbraucherschutz be-
stimmten Mitglieds durchgeführt werden.

(3) 1Kann die Anerkennung nicht erteilt werden, so
kann der Ausschuss vor Wiederholung des Verfahrens
nach Absatz 1 die vorgeschriebene Weiterbildungszeit
verlängern und besondere Anforderungen an die Wei-
terbildung stellen. 2Das Anerkennungsverfahren kann
mehrmals wiederholt werden.

(4) 1Wer in einem von Art. 30 und 31 abweichenden
Weiterbildungsgang eine Weiterbildung abgeschlos-
sen hat, erhält auf Antrag die Anerkennung, wenn die
Weiterbildung gleichwertig ist. 2Eine nicht abge-
schlossene oder eine abgeschlossene, aber nicht gleich-
wertige Weiterbildung kann unter vollständiger oder
teilweiser Anrechnung der bisher abgeleisteten Wei-
terbildungszeiten nach den Weiterbildungsvorschrif-
ten dieses Gesetzes abgeschlossen werden. 3Über die
Anrechnung entscheidet die Landesärztekammer. 4Die
Sätze 2 und 3 gelten entsprechend für die Tätigkeit als
Arzt im Praktikum nach § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 der
Bundesärzteordnung, wenn die abgeleistete Tätigkeit
der Weiterbildung gleichwertig ist.

(5) 1Wer als Staatsangehöriger eines Mitgliedstaats
der Europäischen Union oder eines anderen Vertrags-
staats des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum ein Diplom, ein Prüfungszeugnis oder ei-
nen sonstigen Befähigungsnachweis des Facharztes
besitzt, die nach dem Recht der Europäischen Gemein-
schaften oder nach dem Abkommen über den Europä-
ischen Wirtschaftsraum gegenseitig anerkannt werden,
erhält auf Antrag die entsprechende Anerkennung
nach Art. 29 Abs. 1 Satz 1. 2Die Bezeichnung ist in
deutscher Sprache zu führen.

(6) 1Im Gebiet „Öffentliches Gesundheitswesen“
wird der erfolgreiche Abschluss der Weiterbildung
durch das Bestehen der Prüfung an einer Akademie für
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das öffentliche Gesundheitswesen nachgewiesen. 2Die
Anerkennung wird erst erteilt, wenn die vorgeschrie-
bene Weiterbildungszeit abgeleistet ist. 3Die Aner-
kennung erteilt das Staatsministerium für Gesund-
heit, Ernährung und Verbraucherschutz.

Art. 34

(1) Wer eine Gebietsbezeichnung führt, darf grund-
sätzlich nur in dem Gebiet, wer eine Teilgebietsbe-
zeichnung führt, muss auch in dem Teilgebiet tätig
sein, dessen Bezeichnung er führt.

(2) Wer eine Gebietsbezeichnung führt, soll sich in
der Regel nur durch Berufsangehörige vertreten las-
sen, die dieselbe Gebietsbezeichnung führen.

(3) Wer eine Bezeichnung nach Art. 27 führt, hat sich
in dem Gebiet, Teilgebiet oder Bereich, auf das sich die
Bezeichnung bezieht, und, wenn die Voraussetzungen
für die Teilnahme nach Art. 18 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 vor-
liegen, auch für eine Tätigkeit im Rahmen des Notfall-
und Bereitschaftsdienstes fortzubilden.

Art. 35

(1) Die Landesärztekammer erlässt eine Weiterbil-
dungsordnung, die der Genehmigung des Staatsminis-
teriums für Gesundheit, Ernährung und Verbraucher-
schutz bedarf.

(2) 1In der Weiterbildungsordnung sind insbesondere
zu regeln

1. der Inhalt und Umfang der Gebiete, Teilgebiete und
Bereiche, auf die sich die Bezeichnungen nach Art. 27
beziehen,

2. die Bestimmung und die Aufhebung von Bezeich-
nungen nach Art. 28,

3. die Festlegung der verwandten Gebiete, deren Be-
zeichnung nach Art. 29 Abs. 2 nebeneinander ge-
führt werden darf,

4. der Inhalt und die Mindestdauer der Weiterbildung
nach Art. 30, insbesondere Inhalt, Dauer und Reihen-
folge der einzelnen Weiterbildungsabschnitte, die
Bezeichnung der einzelnen Teilgebiete, bei denen
die Weiterbildung nach Art. 30 Abs. 3 ganz oder teil-
weise in dem Gebiet durchgeführt werden kann,
dem die einzelnen Teilgebiete zugehören, sowie
Dauer und besondere Anforderungen der verlänger-
ten Weiterbildung nach Art. 33 Abs. 3,

5. die Voraussetzungen für die Ermächtigung und Zu-
lassung, mit Ausnahme von Krankenhausabteilun-
gen, nach Art. 31 Abs. 2, 4 und 5,

6. die Anforderungen, die an das Zeugnis nach Art. 31
Abs. 3 Satz 2  zu stellen sind,

7. das Verfahren zur Erteilung der Anerkennung nach
Art. 33 Abs. 1 und 2,

8. die nach dem Recht der Europäischen Gemeinschaf-
ten oder nach dem Abkommen über den Europäi-
schen Wirtschaftsraum für die Staatsangehörigen
der Mitglied- oder Vertragsstaaten gebotenen be-

sonderen Weiterbildungs- und Anerkennungsvor-
aussetzungen und -verfahren.

2In der Weiterbildungsordnung können auch besonde-
re Vorbildungsvoraussetzungen für die Weiterbildung
in berufsübergreifenden Gebieten festgelegt werden.

(3) 1Unter den Voraussetzungen des Art. 28 Abs. 1
können in der Weiterbildungsordnung weitere Befähi-
gungen in der Form des Erwerbs

1. zusätzlicher Kenntnisse und Fähigkeiten im jewei-
ligen Gebiet (zusätzliche Weiterbildung im Gebiet)
oder

2. von Fachkunden in ärztlichen Untersuchungs- und
Behandlungsmethoden, die ihrer Eigenart nach be-
sondere Kenntnisse und Erfahrungen des Arztes
voraussetzen,

vorgesehen werden. 2Die zu regelnden Anforderungen
an den Erwerb dieser Befähigungen können sich dabei
nach den Anforderungen richten, die in diesem Ab-
schnitt an die Weiterbildung in den Gebieten und Teil-
gebieten gestellt werden. 3Den Erwerb dieser Befähi-
gungen bestätigt die Landesärztekammer durch eine
Bescheinigung. 4Deren Inhaber sind zur Ankündigung
dieser Befähigungen berechtigt, wenn sie insoweit
tätig sind. 

Art. 36

Die im übrigen Geltungsbereich der Bundesärzte-
ordnung erteilte Anerkennung, eine Bezeichnung im
Sinn des Art. 27 zu führen, gilt auch im Freistaat Bayern.

Abschnitt V

Berufsaufsicht

Art. 37

(1) Zur Beilegung von Streitigkeiten zwischen Ärz-
ten sowie zwischen einem Arzt und einem Nichtarzt,
die sich aus der ärztlichen Tätigkeit ergeben, hat der
Vorstand des ärztlichen Kreisverbands einen Ver-
mittler zu bestellen.

(2) 1Bei Streitigkeiten zwischen Ärzten untereinan-
der unternimmt der Vermittler des ärztlichen Kreis-
verbands von sich aus oder auf Antrag eines Beteilig-
ten einen Vermittlungsversuch. 2Erhebt ein Beteiligter
vor Beginn des Vermittlungsversuchs Widerspruch, so
entfällt eine Tätigkeit des Vermittlers.

(3) Bei Streitigkeiten zwischen einem Arzt und ei-
nem Nichtarzt wird der Vermittler des ärztlichen
Kreisverbands nur auf Antrag eines Beteiligten mit
ausdrücklicher Zustimmung des anderen Beteiligten
tätig.

(4) 1Der Vermittler hat innerhalb von vier Wochen
nach Anrufung tätig zu werden. 2Er kann von den Be-
teiligten Auskunft verlangen, soweit nicht das ärztli-
che Berufsgeheimnis oder eine dienstliche Verpflich-
tung zur Verschwiegenheit entgegensteht, sowie per-
sönliches Erscheinen veranlassen.
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(5) Kommt ein Ausgleich nicht zustande, ist die
Tätigkeit des Vermittlers beendet.

(6) 1Zuständig zur Durchführung des Vermittlungs-
verfahrens ist der ärztliche Kreisverband, dem die be-
teiligten Ärzte angehören. 2Gehören die beteiligten
Ärzte verschiedenen Kreisverbänden an, so ist der zu-
nächst um Vermittlung angegangene Kreisverband zu-
ständig.

Art. 38

(1) 1Der Vorstand des ärztlichen Bezirksverbands
kann ein Mitglied, das die ihm obliegenden Berufs-
pflichten verletzt hat, rügen, wenn die Schuld gering
ist und der Antrag auf Einleitung eines berufsgericht-
lichen Verfahrens nicht erforderlich erscheint. 2Ärzte
im öffentlichen Dienst unterliegen hinsichtlich ihrer
dienstlichen Tätigkeit nicht dem Rügerecht.

(2) 1Das Rügerecht erlischt, sobald wegen desselben
Sachverhalts ein berufsgerichtliches Verfahren gegen
das Mitglied eingeleitet ist. 2Abweichend von Satz 1
kann in den Fällen des Art. 79 Abs. 1 Satz 2 und des 
Art. 83 Abs. 2 Satz 2 das Rügerecht wieder ausgeübt
werden. 3Im Übrigen gilt Art. 66 Abs. 2 entsprechend.

(3) 1Vor Erteilung der Rüge ist das Mitglied zu hören.
2Der Bescheid, durch den das Verhalten des Mitglieds
gerügt wird, ist zu begründen. 3Er ist dem Mitglied mit
Rechtsmittelbelehrung zuzustellen. 4Eine Zweit-
schrift des Bescheids ist der Landesärztekammer und
der Regierung zu übersenden.

(4) 1Gegen den Bescheid kann das Mitglied inner-
halb eines Monats nach Zustellung Beschwerde bei der
Landesärztekammer erheben. 2Über die Beschwerde
entscheidet der Vorstand der Landesärztekammer;
Absatz 3 Sätze 2 und 3 gelten entsprechend. 3Eine
Zweitschrift des Beschwerdebescheids ist dem ärztli-
chen Bezirksverband, der den Rügebescheid erlassen
hat, und der Regierung zu übersenden.

(5) 1Wird die Beschwerde gegen den Rügebescheid
ganz oder teilweise zurückgewiesen, so kann das Mit-
glied insoweit innerhalb eines Monats nach der Zustel-
lung Antrag auf gerichtliche Entscheidung durch das
Berufsgericht stellen. 2Werden neue Tatsachen oder
Beweismittel bekannt, so kann das Mitglied noch in-
nerhalb eines Jahres nach Zustellung des Beschwerde-
bescheids den Antrag stellen. 3Der Antrag kann bis zu
Beginn der mündlichen Verhandlung oder, wenn das
Beschlussverfahren nach Art. 84 Abs. 3 durchgeführt
wird, bis zur Entscheidung des Gerichts zurück-
genommen werden.

(6) 1Das Berufsgericht bestätigt den Be-
schwerdebescheid, soweit es eine Berufsverfehlung für
nachgewiesen hält, andernfalls hebt es Beschwerdebe-
scheid und Rügebescheid auf. 2Der Rügebescheid kann
nicht deshalb aufgehoben werden, weil der Vorstand
des ärztlichen Bezirksverbands zu Unrecht angenom-
men hat, dass die Schuld des Mitglieds nur gering und
der Antrag auf Einleitung eines berufsgerichtlichen
Verfahrens nicht erforderlich sei. 3Im Übrigen sind auf
das Verfahren die Vorschriften des Fünften Teils ent-
sprechend anzuwenden mit Ausnahme der Art. 67, 79
bis 83 und 90 bis 92.

(7) 1Die Erteilung einer Rüge steht einem be-
rufsgerichtlichen Verfahren wegen desselben Sachver-

halts auf Antrag gemäß Art. 77 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 nicht
entgegen. 2Jedoch kann der ärztliche Bezirksverband
und nach Ablauf von einem Monat nach Zugang des
Rügebescheids auch die Regierung die Einleitung des
berufsgerichtlichen Verfahrens nur noch beantragen,
wenn nach Erteilung der Rüge neue Tatsachen oder Be-
weismittel bekannt geworden sind, die die Berufsver-
fehlung als durch eine Rüge nicht genügend geahndet
erscheinen lassen. 3Der Antrag kann nur innerhalb ei-
nes Jahres nach Erteilung der Rüge gestellt werden.

(8) 1Bei einem Verfahren nach Absatz 7 wird die Rü-
ge mit Rechtskraft der Entscheidung des Berufsge-
richts gegenstandslos. 2Hält das Berufsgericht die
Durchführung eines berufsgerichtlichen Verfahrens
wegen Geringfügigkeit der erhobenen Beschuldigun-
gen nicht für erforderlich oder stellt es wegen der Ge-
ringfügigkeit der Berufspflichtverletzung das Verfah-
ren ein, so hat es in seinem Beschluss die Rüge auf-
rechtzuerhalten, wenn die Nachprüfung ergibt, dass
sie zu Recht erteilt wurde.

Art. 39

(1) Der Vorstand des ärztlichen Bezirksverbands be-
antragt die Einleitung des berufsgerichtlichen Verfah-
rens (Art. 77 Abs. 1 Nr. 1), wenn eine Rüge nach Art. 38
Abs. 1 zur Ahndung der Verletzung der Berufspflicht
nicht ausreicht oder wenn das Mitglied trotz einer
rechtswirksam erteilten Rüge sein beanstandetes Ver-
halten fortsetzt.

(2) Bei einem beamteten Arzt, auf den eine Diszipli-
narordnung Anwendung findet, setzt der Vorstand des
ärztlichen Bezirksverbands den Dienstvorgesetzten
des Arztes über die Verletzung der Berufspflicht in
Kenntnis.

(3) 1Ist wegen des zu beanstandenden Verhaltens bei
einem Gericht oder einer Behörde gegen das Mitglied
bereits der Antrag auf Einleitung eines Straf-, Buß-
geld- oder Disziplinarverfahrens gestellt worden, so
kann der Vorstand des ärztlichen Bezirksverbands den
Antrag auf Einleitung des berufsgerichtlichen Ver-
fahrens bis zum rechtskräftigen Abschluss des anderen
Verfahrens zurückstellen. 2Nach Abschluss dieses Ver-
fahrens kann er von dem Antrag nach Absatz 1 abse-
hen, wenn nicht Maßnahmen nach Art. 67 Abs. 1 Nr. 3
oder Nr. 4 angezeigt sind oder sonst die Voraussetzun-
gen für eine zusätzliche berufsgerichtliche Ahndung
nach Art. 67 Abs. 3 vorliegen. 3Die Entscheidung, mit
der der Antrag auf Einleitung des berufsgerichtlichen
Verfahrens zurückgestellt wird oder von ihm abgesehen
wird, ist dem Mitglied und der Regierung mitzuteilen.

(4) Erhält der Vorstand des ärztlichen Bezirksver-
bands Kenntnis von der Verletzung der Berufspflich-
ten durch einen Arzt, der einem anderen Bezirks-
verband zugehörigen ärztlichen Kreisverband oder ei-
ner vergleichbaren Berufsvertretung eines anderen
Landes der Bundesrepublik Deutschland angehört, so
gibt er dem anderen Bezirksverband oder dem zustän-
digen Organ der anderen Berufsvertretung davon
Kenntnis.

Art. 40

(1) Die ärztlichen Kreisverbände, die ärztlichen Be-
zirksverbände und die Landesärztekammer haben für
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die von ihnen festgesetzten Beiträge und sonstigen auf
Grund der Satzung oder von Gesetzen einzuhebenden
Geldforderungen gegenüber den Mitgliedern der ärzt-
lichen Kreisverbände das Vollstreckungsrecht.

(2) Der Vorstand der zuständigen Berufsvertretung
hat die Vollstreckung nach Maßgabe der Vorschriften
des Bayerischen Verwaltungszustellungs- und Voll-
streckungsgesetzes in der jeweils geltenden Fassung
bewirken zu lassen.

Art. 41

(1) Ärzte, die Staatsangehörige eines anderen Mit-
gliedstaats der Europäischen Union oder eines ande-
ren Vertragsstaats des Abkommens über den Europä-
ischen Wirtschaftsraum sind und im räumlichen Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes ihren Beruf gelegentlich
oder vorübergehend nach dem Recht der Europäischen
Gemeinschaften oder nach dem Abkommen über den
Europäischen Wirtschaftsraum ausüben (Dienstleis-
tungsverkehr), sind von der Mitgliedschaft zu einem
ärztlichen Kreisverband befreit, solange sie in einem
Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem
anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Eu-
ropäischen Wirtschaftsraum außerhalb der Bundesre-
publik Deutschland ihren gewöhnlichen Aufenthalt
haben.

(2) 1Die in Absatz 1 genannten Ärzte sind verpflich-
tet, die beabsichtigte Ausübung des ärztlichen Berufs
der Landesärztekammer anzuzeigen, wenn damit ein
vorübergehender Aufenthalt im Geltungsbereich die-
ses Gesetzes verbunden ist. 2In dringenden Fällen kann
die Anzeige unverzüglich nachträglich erfolgen.

(3) 1Art. 17, 38 und 39 sowie der Sechste Teil finden
für die in Absatz 1 genannten Ärzte entsprechende An-
wendung. 2Dasselbe gilt hinsichtlich des Art. 18 und
der Berufsordnung für die Ärzte Bayerns, soweit es
sich nicht um Rechte und Pflichten handelt, die einen
gewöhnlichen Aufenthalt des Arztes im Geltungsbe-
reich dieses Gesetzes voraussetzen.

Zweiter Teil

Zahnärzte

Art. 42

Die Berufsvertretung der Zahnärzte besteht aus den
zahnärztlichen Bezirksverbänden und der Landes-
zahnärztekammer.

Art. 43

(1) 1Die zahnärztlichen Bezirksverbände sind für
den Bereich eines Regierungsbezirks zu bilden; sie um-
fassen diesen Bereich in seinem jeweiligen Gebietsum-
fang. 2Die in der Stadt und im Landkreis München an-
sässigen Zahnärzte bilden einen eigenen Bezirksver-
band. 3Die Bezirksverbände stehen unter der Aufsicht
der Landeszahnärztekammer und der Regierung. 4Sie
sind Körperschaften des öffentlichen Rechts. 5Sie
führen ein Dienstsiegel.

(2) Mitglieder der zahnärztlichen Bezirksverbände
sind alle zur Berufsausübung berechtigten Zahnärzte,
die

1. in Bayern zahnärztlich tätig sind oder,

2. ohne zahnärztlich tätig zu sein, in Bayern ihre
Hauptwohnung haben.

Art. 44

(1) Die Landeszahnärztekammer besteht aus 70 De-
legierten der zahnärztlichen Bezirksverbände.

(2) Der Vorstand der Landeszahnärztekammer be-
steht aus dem ersten vorsitzenden Mitglied, höchstens
zwei stellvertretenden vorsitzenden Mitgliedern, den
ersten vorsitzenden Vorstandsmitgliedern der zahn-
ärztlichen Bezirksverbände sowie höchstens vier aus
der Mitte der Delegierten zu wählenden Mitgliedern
und einer von den medizinischen Fachbereichen der
Landesuniversitäten zu entsendenden Lehrperson der
Zahnheilkunde; das erste vorsitzende Mitglied führt
die Bezeichnung „Präsident“ oder „Präsidentin“, die
stellvertretenden Mitglieder führen die Bezeichnung
„Vizepräsident“ oder „Vizepräsidentin“.

(3) Der Landeszahnärztekammer gehören weiter an
diejenigen Mitglieder des Vorstands, die nicht aus der
Zahl der Delegierten gewählt wurden und nicht dem
Vorstand gemäß Art. 13 Abs. 3 angehören, ohne Dele-
gierte zu sein.

Art. 45

(1) Für die Weiterbildung der Zahnärzte gilt der Ab-
schnitt IV des Ersten Teils mit Ausnahme des Art. 35
Abs. 3 entsprechend, soweit sich aus den folgenden Ab-
sätzen nichts anderes ergibt.

(2) 1Zahnärzte dürfen neben ihrer Berufsbe-
zeichnung weitere Bezeichnungen führen, die auf be-
sondere Kenntnisse und Fähigkeiten in einem be-
stimmten Gebiet der Zahnheilkunde (Gebietsbezeich-
nung) oder auf andere zusätzlich erworbene Kenntnis-
se und Fähigkeiten (Zusatzbezeichnung) hinweisen.
2Mehrere Gebietsbezeichnungen dürfen nebeneinan-
der geführt werden. 3Abweichend von Art. 34 Abs. 1
kann die Landeszahnärztekammer in der Weiterbil-
dungsordnung Ausnahmen vorsehen, wenn anzuneh-
men ist, dass der Zahnarzt in seiner auf ein Gebiet be-
schränkten Tätigkeit keine ausreichende wirtschaftli-
che Lebensgrundlage findet.

(3) Die Bezeichnungen nach Absatz 2 Satz 1 be-
stimmt die Landeszahnärztekammer in den Fachrich-
tungen

1. Konservative Zahnheilkunde,

2. Operative Zahnheilkunde,

3. Präventive Zahnheilkunde und

in Verbindungen dieser Fachrichtungen unter den in
Art. 28 Abs. 1 genannten Voraussetzungen.

(4) Gebietsbezeichnung ist auch die Bezeichnung
„Öffentliches Gesundheitswesen“.
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(5) Die Weiterbildung in Gebieten kann auch bei ei-
nem ermächtigten niedergelassenen Zahnarzt durch-
geführt werden.

Art. 46

(1) Im Übrigen finden auf die Berufsausübung und
die Berufsvertretungen der Zahnärzte die Vorschriften
des Ersten Teils mit Ausnahme des Art. 18 Abs. 2 sinn-
gemäß Anwendung.

(2) Die berufsaufsichtlichen Verfahren nach Art. 37
bis 39 werden vom Vorstand oder dem hierfür bestell-
ten Ausschuss des zahnärztlichen Bezirksverbands
durchgeführt.

Dritter Teil

Tierärzte

Art. 47

Die Berufsvertretung der Tierärzte besteht aus den
tierärztlichen Bezirksverbänden und der Lan-
destierärztekammer.

Art. 48

(1) 1Die tierärztlichen Bezirksverbände sind für den
Bereich eines Regierungsbezirks zu bilden; sie umfas-
sen diesen Bereich in seinem jeweiligen Gebietsum-
fang. 2Sie stehen unter der Aufsicht der Landestier-
ärztekammer und der Regierung. 3Sie sind Körper-
schaften des öffentlichen Rechts. 4Sie führen ein
Dienstsiegel.

(2) Mitglieder der tierärztlichen Bezirksverbände
sind alle zur Berufsausübung berechtigten Tierärzte,
die

1. in Bayern tierärztlich tätig sind oder,

2. ohne tierärztlich tätig zu sein, in Bayern ihre Haupt-
wohnung haben.

Art. 49

(1) Die Landestierärztekammer besteht aus 50 Dele-
gierten der tierärztlichen Bezirksverbände.

(2) Der Vorstand der Landestierärztekammer be-
steht aus dem ersten vorsitzenden Mitglied, höchstens
zwei stellvertretenden vorsitzenden Mitgliedern, den
ersten vorsitzenden Vorstandsmitgliedern der tier-
ärztlichen Bezirksverbände sowie höchstens drei aus
der Mitte der Delegierten zu wählenden Mitgliedern
und einer von der Tierärztlichen Fakultät der Ludwig-
Maximilians-Universität München zu entsendenden
Lehrperson der Tierheilkunde; das erste vorsitzende
Mitglied führt die Bezeichnung „Präsident“ oder „Prä-
sidentin“, die stellvertretenden Mitglieder führen die
Bezeichnung „Vizepräsident“ oder „Vizepräsidentin“. 

(3) Der Landestierärztekammer gehören weiter an
diejenigen Mitglieder des Vorstands, die nicht aus der

Zahl der Delegierten gewählt wurden und nicht dem
Vorstand gemäß Art. 13 Abs. 3 angehören, ohne Dele-
gierte zu sein.

Art. 50

(1) Für die Weiterbildung der Tierärzte gilt Ab-
schnitt IV des Ersten Teils mit Ausnahme des Art. 35
Abs. 3 entsprechend, soweit sich aus den folgenden Ab-
sätzen nichts anderes ergibt.

(2) Die Landestierärztekammer bestimmt Bezeich-
nungen nach Art. 27 in den Fachrichtungen

1. Theoretische Veterinärmedizin,

2. Tierhaltung und Tiervermehrung,

3. Lebensmittel tierischer Herkunft,

4. Klinische Veterinärmedizin,

5. Methodisch-theoretische Veterinärmedizin,

6. Ökologische Veterinärmedizin und

in Verbindungen dieser Fachrichtungen unter den in
Art. 28 Abs. 1 genannten entsprechend anwendbaren
Voraussetzungen.

(3) Gebietsbezeichnung ist auch die Bezeichnung
„Öffentliches Veterinärwesen“.

(4) 1Mehrere Gebietsbezeichnungen dürfen auf ver-
wandten Gebieten nebeneinander geführt werden.
2Die Gebietsbezeichnung „Tierärztliche Allgemein-
praxis“ darf nicht neben der Bezeichnung „prakti-
scher Tierarzt“ oder „praktische Tierärztin“ geführt
werden. 3Die Bezeichnung „praktischer Tierarzt“ oder
„praktische Tierärztin“ darf zusammen mit nicht mehr
als zwei Gebietsbezeichnungen geführt werden.

(5) Die Landestierärztekammer kann in der Weiter-
bildungsordnung von Art. 30 Abs. 4 Satz 1 und Abs. 6
abweichende Bestimmungen treffen sowie im einzel-
nen Ausnahmen zulassen, wenn es mit den Zielen der
Weiterbildung vereinbar ist.

(6) Die Weiterbildung kann teilweise auch bei einem
ermächtigten niedergelassenen Tierarzt durchgeführt
werden.

(7) Hinsichtlich der Anerkennung für das Gebiet
„Öffentliches Veterinärwesen“ gilt Art. 30 Abs. 8 ent-
sprechend.

Art. 51

(1) Im Übrigen finden auf die Berufsausübung und
die Berufsvertretungen der Tierärzte die Vorschriften
des Ersten Teils mit Ausnahme des Art. 18 Abs. 2 sinn-
gemäß Anwendung.

(2) Die berufsaufsichtlichen Verfahren nach Art. 37
bis 39 werden vom Vorstand oder dem hierfür bestell-
ten Ausschuss des zuständigen tierärztlichen Bezirks-
verbands durchgeführt.

(3) Im Fall des Art. 4 Abs. 6 Satz 5 tritt an die Stelle
des Gesundheitsamts das Veterinäramt.
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Vierter Teil

Apotheker

Art. 52

(1) Die Berufsvertretung der Apotheker ist die Lan-
desapothekerkammer.

(2) 1Sie ist eine Körperschaft des öffentlichen
Rechts. 2Sie führt ein Dienstsiegel. 3Sie hat ihren Sitz
in München.

Art. 53

(1) Mitglieder der Landesapothekerkammer sind al-
le zur Berufsausübung berechtigten Apotheker, die

1. in Bayern als Apotheker tätig sind oder,

2. ohne als Apotheker tätig zu sein, in Bayern ihre
Hauptwohnung haben.

(2) Sie sind verpflichtet, sich bei der Landesapothe-
kerkammer an- und abzumelden.

Art. 54

Organe der Landesapothekerkammer sind die Dele-
giertenversammlung und der Kammervorstand.

Art. 55

Auf Antrag der Mehrheit der Mitglieder in einem
Regierungsbezirk ist von der Landesapothekerkammer
eine Bezirksstelle zu errichten.

Art. 56

1Die Delegiertenversammlung besteht aus 100 De-
legierten. 2Diese werden entsprechend dem Verhältnis
der Zahl der Mitglieder der Landesapothekerkammer
in den Wahlbezirken, die den Regierungsbezirken ent-
sprechen, unter den Mitgliedern in geheimer, schriftli-
cher Wahl auf die Dauer von vier Jahren gewählt. 3Die
Einzelheiten des Verteilungs- und Wahlverfahrens re-
gelt die Landesapothekerkammer in einer Wahlord-
nung.

Art. 57

Der aus der Mitte der Delegiertenversammlung zu
wählende Vorstand der Landesapothekerkammer be-
steht aus dem ersten vorsitzenden Mitglied, höchstens
zwei stellvertretenden vorsitzenden Mitgliedern sowie
höchstens sechs weiteren Vorstandsmitgliedern; das
erste vorsitzende Mitglied führt die Bezeichnung „Prä-
sident“ oder „Präsidentin“, die stellvertretenden Mit-
glieder führen die Bezeichnung „Vizepräsident“ oder
„Vizepräsidentin“.

Art. 58

(1) Für die Weiterbildung der Apotheker gilt der Ab-
schnitt IV des Ersten Teils  mit Ausnahme des Art. 35

Abs. 3 entsprechend, soweit sich aus den folgenden Ab-
sätzen nichts anderes ergibt.

(2) Die Landesapothekerkammer bestimmt Be-
zeichnungen nach Art. 27 in den Fachrichtungen

1. Arzneimittelversorgung,

2. Arzneimittelentwicklung, -produktion und -kon-
trolle,

3. Theoretische Pharmazie,

4. Ökologie und

in Verbindungen dieser Fachrichtungen unter den in
Art. 28 Abs. 1 genannten entsprechend anwendbaren
Voraussetzungen.

(3) Gebietsbezeichnung ist auch die Bezeichnung
„Öffentliches Gesundheitswesen“.

(4) 1Mehrere Gebietsbezeichnungen dürfen nach
Maßgabe der Weiterbildungsordnung nebeneinander
geführt werden. 2Die Landesapothekerkammer kann
in der Weiterbildungsordnung Ausnahmen von Art. 34
Abs. 1 zulassen, wenn anzunehmen ist, dass der Apo-
theker in seiner auf ein Gebiet beschränkten Tätigkeit
keine ausreichende wirtschaftliche Lebensgrundlage
findet.

(5) 1Abweichend von Art. 31 Abs. 1 Satz 1 wird die
Weiterbildung in Gebieten und Teilgebieten nach der
Natur der jeweiligen Fachrichtung unter verantwort-
licher Leitung ermächtigter Apotheker in entspre-
chenden Einrichtungen der wissenschaftlichen Hoch-
schulen und anderen von der Landesapothekerkam-
mer zugelassenen Weiterbildungsstätten (Apotheken,
Krankenhausapotheken, Arzneimittelherstellungsbe-
triebe, pharmazeutische Institute und andere geeigne-
te pharmazeutische Einrichtungen) durchgeführt.
2Art. 31 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 finden keine
Anwendung.

(6) Hinsichtlich der Anerkennung für das Gebiet
„Öffentliches Gesundheitswesen“ gilt Art. 30 Abs. 8
entsprechend.

Art. 59

(1) Im Übrigen finden auf die Berufsausübung und
die Berufsvertretung der Apotheker die Vorschriften
des Ersten Teils mit Ausnahme des Art. 18 Abs. 2 sinn-
gemäß Anwendung.

(2) Art. 37 findet entsprechende Anwendung mit der
Maßgabe, dass der Vorstand der Landesapotheker-
kammer für jeden Regierungsbezirk einen Vermittler
bestimmt.

(3) 1Die Aufgaben im Vollzug der Art. 38 und 39
nimmt der Vorstand der Landesapothekerkammer
wahr. 2An die Stelle der Beschwerde tritt der Ein-
spruch, über den ein hierfür bestellter Ausschuss der
Landesapothekerkammer entscheidet.

(4) 1Das Staatsministerium für Gesundheit,
Ernährung und Verbraucherschutz wird ermächtigt,
der Landesapothekerkammer durch Rechtsverord-
nung den Vollzug des § 4 Abs. 2 des Gesetzes über den
Ladenschluss sowie der §§ 23 und 24 der Verordnung
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über den Betrieb von Apotheken zu übertragen. 2In
diesem Fall finden Art. 8 Abs. 1 und 2, Art. 109 Abs. 2
und Art. 116 Abs. 1 der Gemeindeordnung entspre-
chende Anwendung; zuständig ist das Staatsministeri-
um für Gesundheit, Ernährung und Verbraucher-
schutz.

Fünfter Teil

Psychologische Psychotherapeuten,
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten

Art. 60

(1) Es wird eine Berufsvertretung der Psychologi-
schen Psychotherapeuten und der Kinder- und Ju-
gendlichenpsychotherapeuten errichtet.

(2) Die Berufsvertretung nach Absatz 1 ist die Lan-
deskammer der Psychologischen Psychotherapeuten
und der Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten
(Kammer).

(3) 1Die Kammer ist eine Körperschaft des öffentli-
chen Rechts. 2Sie führt ein Dienstsiegel.

Art. 61

(1) Mitglieder der Kammer sind alle Berufsan-
gehörigen, die

1. in Bayern den Beruf des Psychologischen Psycho-
therapeuten (Gruppe 1) oder des Kinder- und Ju-
gendlichenpsychotherapeuten (Gruppe 2) ausüben
oder

2. ohne einen dieser Berufe auszuüben, in Bayern ihre
Hauptwohnung haben.

(2) Sie sind verpflichtet, sich bei der Kammer an-
und abzumelden.

Art. 62

Organe der Kammer sind die Delegiertenversamm-
lung und der Vorstand.

Art. 63

(1) 1Die Delegiertenversammlung besteht aus 45 De-
legierten. 2Diese werden entsprechend dem Verhältnis
der Zahl der den beiden Gruppen angehörenden Kam-
mermitglieder unter den Mitgliedern in geheimer,
schriftlicher Wahl auf die Dauer von mindestens vier
Jahren gewählt. 3Jedes Mitglied der Kammer ist nur in
einer Gruppe berücksichtigungsfähig, wahlberechtigt
und wählbar.

(2) Die Wahlordnung regelt das Nähere über das Ver-
teilungs- und Wahlverfahren.

Art. 64

1Der aus der Mitte der Delegiertenversammlung zu
wählende Vorstand der Kammer besteht aus dem ers-

ten vorsitzenden Mitglied, höchstens zwei stellvertre-
tenden vorsitzenden Mitgliedern sowie höchstens vier
weiteren Vorstandsmitgliedern. 2Mindestens ein Mit-
glied des Vorstands muss ausschließlich der Gruppe 2
angehören; das erste vorsitzende Mitglied führt die Be-
zeichnung „Präsident“ oder „Präsidentin“, die stell-
vertretenden Mitglieder führen die Bezeichnung „Vi-
zepräsident“ oder „Vizepräsidentin“.

Art. 65

Im Übrigen finden auf die Berufsausübung und die
Berufsvertretung der Psychologischen Psychothera-
peuten und der Kinder- und Jugendlichenpsycho-
therapeuten die Vorschriften der Abschnitte I, II und V
des Ersten Teils, ausgenommen Art. 18 Abs. 2, sowie die
Art. 55 und 59 Abs. 2 und 3 sinngemäß Anwendung.

Sechster Teil

Berufsgerichtsbarkeit

Art. 66

(1) 1Die Verletzungen von Berufspflichten durch
Mitglieder der Berufsvertretungen werden im berufs-
gerichtlichen Verfahren verfolgt, soweit nicht Art. 38
Abs. 1 zur Anwendung kommt. 2Es können auch Be-
rufspflichtverletzungen verfolgt werden, die Mitglie-
der während ihrer Zugehörigkeit zu einer vergleichba-
ren Berufsvertretung im Geltungsbereich der Bundes-
ärzteordnung begangen haben. 3Endet die Mitglied-
schaft nach Eröffnung des berufsgerichtlichen Verfah-
rens, so kann dieses fortgesetzt werden, sofern die Ap-
probation (Bestallung) weiterbesteht.

(2) 1Die Verfolgung der Verletzung der Be-
rufspflichten verjährt in drei Jahren. 2Für den Beginn,
die Unterbrechung und das Ruhen der Verjährung gel-
ten die Vorschriften des Strafgesetzbuchs ent-
sprechend. 3Verstößt die Tat auch gegen ein Strafge-
setz, so verjährt die Verfolgung nicht, bevor die Straf-
verfolgung verjährt. 4Stellt die Berufsvertretung den
Antrag auf Einleitung eines berufsgerichtlichen Ver-
fahrens nach Art. 39 Abs. 3 zurück, so ruht die Verfol-
gungsverjährung von der Mitteilung der Zurückstel-
lung an den Beschuldigten bis zum rechtskräftigen Ab-
schluss des anderen Verfahrens.

Art. 67

(1) Im berufsgerichtlichen Verfahren kann erkannt
werden auf

1. Verweis,

2. Geldbuße bis fünfzigtausend Euro,

3. Entziehung der Delegierteneigenschaft oder der
Mitgliedschaft oder eines Amts in Organen der Be-
rufsvertretung,

4. Entziehung der Wählbarkeit zum Delegierten oder
in Organe der Berufsvertretung bis zur Dauer von
fünf Jahren,

5. Ausschluss aus der Berufsvertretung, wenn die Mit-
gliedschaft freiwillig ist.
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(2) Die in Absatz 1 Nrn. 2 bis 4 genannten Maßnah-
men können nebeneinander verhängt werden.

(3) Hat ein Gericht oder eine Behörde wegen dessel-
ben Verhaltens bereits eine Strafe, Geldbuße, Diszipli-
narmaßnahme oder ein Ordnungsmittel verhängt, so
ist von einer Maßnahme nach Absatz 1 Nrn. 1 und 2 ab-
zusehen, es sei denn, dass diese Maßnahme zusätzlich
erforderlich ist, um das Mitglied zur Erfüllung seiner
Berufspflichten anzuhalten und das Ansehen des
Berufsstands zu wahren.

(4) 1Das Berufsgericht kann der zuständigen Lan-
deskammer die Befugnis zusprechen, die Verurteilung
auf Kosten des Mitglieds zu veröffentlichen. 2Die Art
der Veröffentlichung und die Frist, innerhalb der die
Veröffentlichung erfolgen kann, ist in dem Urteil zu be-
stimmen.

Art. 68

(1) Das berufsgerichtliche Verfahren wird von den
Berufsgerichten für die Heilberufe (Berufsgericht) als
erster Instanz und dem Landesberufsgericht für die
Heilberufe (Landesberufsgericht) als Rechtsmittel-
instanz durchgeführt.

(2) 1Das Berufsgericht für die Regierungsbezirke
Oberbayern, Niederbayern und Schwaben wird beim
Oberlandesgericht München, das Berufsgericht für die
Regierungsbezirke Oberfranken, Mittelfranken, Un-
terfranken und Oberpfalz beim Oberlandesgericht
Nürnberg errichtet. 2Das Landesberufsgericht wird
beim Bayerischen Obersten Landesgericht errichtet.

Art. 69

(1) 1Das Berufsgericht verhandelt und entscheidet
in der Besetzung mit einem Berufsrichter als Vorsit-
zenden und zwei ehrenamtlichen Richtern, das
Landesberufsgericht verhandelt und entscheidet in
der Besetzung mit einem Berufsrichter als Vorsitzen-
den, zwei weiteren Berufsrichtern und zwei ehrenamt-
lichen Richtern. 2Bei Beschlüssen außerhalb der
mündlichen Verhandlung wirken die ehrenamtlichen
Richter nicht mit; Art. 79 Abs. 2, Art. 83 Abs. 2 Satz 1
und Art. 93 Abs. 2 Satz 1 bleiben unberührt.

(2) Die ehrenamtlichen Richter müssen jeweils Mit-
glied einer bayerischen Berufsvertretung des Heilbe-
rufs sein, dem der Beschuldigte angehört.

(3) Die Aufgaben der Geschäftsstelle werden von
der Geschäftsstelle des Gerichts wahrgenommen, bei
dem das Berufsgericht errichtet ist.

Art. 70

(1) 1Die Präsidenten der Oberlandesgerichte Mün-
chen und Nürnberg und der Präsident des Bayerischen
Obersten Landesgerichts bestellen für die Dauer von
fünf Jahren jeweils für das bei ihrem Gericht errichte-
te Berufsgericht und Landesberufsgericht die Mitglie-
der und ihre Vertreter sowie für jedes Berufsgericht ei-
nen Untersuchungsführer und seinen Vertreter. 2Die
Vorsitzenden der Berufsgerichte und des Landesbe-
rufsgerichts bestimmen vor Beginn jedes Geschäfts-
jahres, nach welchen Grundsätzen und in welcher Rei-

henfolge die ehrenamtlichen Richter heranzuziehen
sind und einander im Verhinderungsfall vertreten.

(2) 1Die berufsrichterlichen Mitglieder müssen
Richter der Gerichte sein, bei denen die Berufsgerich-
te errichtet sind; die Untersuchungsführer müssen
Richter der ordentlichen Gerichtsbarkeit sein. 2Ihr
Amt erlischt, wenn die Voraussetzung des Satzes 1
nachträglich wegfällt.

(3) 1Die für die Bestellung zuständige Behörde be-
stimmt nach Anhörung der jeweiligen Landeskammer
die Zahl der für jedes Gericht erforderlichen
ehrenamtlichen Richter jeder Berufsgruppe. 2Die eh-
renamtlichen Richter werden den Vorschlagslisten
entnommen, die die Landeskammern für die Berufsge-
richte des ersten und zweiten Rechtszugs bei der für die
Bestellung zuständigen Behörde einreichen. 3Die Vor-
schlagsliste muss mindestens um die Hälfte mehr Mit-
glieder der Berufsvertretung enthalten als ehrenamtli-
che Richter zu bestellen sind. 4Scheidet ein eh-
renamtlicher Richter vor Ablauf der Amtszeit aus, so
ist für den Rest seiner Amtszeit ein Nachfolger nur zu
bestellen, wenn hierfür ein Bedürfnis besteht.

Art. 71

(1) 1Die Bestellung zum ehrenamtlichen Richter
kann nur aus wichtigem Grund abgelehnt werden; als
solcher gilt insbesondere

1. Vollendung des 65. Lebensjahres,

2. Krankheit oder Gebrechen,

3. andere ehrenamtliche Tätigkeit, wegen der die
Übernahme des Amts nicht zugemutet werden
kann,

4. Tätigkeit als ehrenamtlicher Richter in den vorher-
gehenden fünf Jahren.

2Über die Berechtigung der Ablehnung entscheidet die
für die Bestellung zuständige Behörde. 3In den Fällen
des Satzes 1 Nrn. 2 und 3 ist die zuständige Landes-
kammer vorher zu hören.

(2) 1Zum ehrenamtlichen Richter kann nicht bestellt
werden, wer

1. Delegierter ist,

2. dem Vorstand einer Berufsvertretung angehört,

3. in einer Berufsvertretung bei Ahndung von Ver-
stößen gegen Berufspflichten mitwirkt,

4. Bediensteter einer Berufsvertretung ist,

5. einer staatlichen Behörde angehört, der die Aufsicht
über eine Berufsvertretung obliegt,

6. die Wählbarkeit zum Delegierten oder in Organe der
Berufsvertretung nicht besitzt,

7. wegen einer vorsätzlichen Tat zu einer Freiheits-
strafe rechtskräftig verurteilt worden ist, sofern die
Strafe nicht getilgt ist,

8. nach Absatz 4 gehindert ist, das Richteramt auszuü-
ben.
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2Werden Gründe, die einer Bestellung entgegenstehen,
erst nachträglich bekannt, so ist die Bestellung zu wi-
derrufen.

(3) Das Amt eines ehrenamtlichen Richters erlischt,
wenn die Gründe, die nach Absatz 2 Nrn. 1 bis 7 einer
Bestellung entgegenstehen, nachträglich eintreten.

(4) Ein ehrenamtlicher Richter kann das Richteramt
nicht ausüben,

1. solange seine Approbation, Bestallung oder Erlaub-
nis zur Berufsausübung ruht,

2. solange gegen ihn ein Berufsverbot besteht,

3. während der Dauer eines gegen ihn eingeleiteten be-
rufsgerichtlichen Verfahrens,

4. während der Dauer eines gegen ihn eingeleiteten
förmlichen Disziplinarverfahrens, sofern dieses eine
Berufsverfehlung im Sinn dieses Gesetzes betrifft,

5. während der Dauer eines gegen ihn eröffneten
Strafverfahrens, sofern das Verfahren ein vorsätzli-
ches Vergehen oder ein Verbrechen zum Gegenstand
hat.

(5) 1Stimmt ein ehrenamtlicher Richter dem Wider-
ruf seiner Bestellung nach Absatz 2 Satz 2 nicht zu oder
hält er die Voraussetzungen für das Erlöschen seines
Richteramts nach Absatz 3 nicht für gegeben, so ent-
scheidet hierüber der 1. Zivilsenat des Obersten Lan-
desgerichts. 2Der ehrenamtliche Richter ist vor der
Entscheidung zu hören. 3Das Verfahren ist gebühren-
frei.

Art. 72

1Die Bestimmungen der Strafprozessordnung (StPO)
über die Ablehnung und Ausschließung von Gerichts-
personen gelten sinngemäß. 2Von der Ausübung des
Amts des berufsrichterlichen oder ehrenamtlichen
Mitglieds eines Berufsgerichts ist auch ausgeschlossen,
wer mit dem Sachverhalt, der Gegenstand eines
berufsgerichtlichen Verfahrens ist, in einem anderen
Verfahren, insbesondere als Mitglied eines Organs einer
kassenärztlichen oder kassenzahnärztlichen Vereini-
gung, befasst war oder ist.

Art. 73

Die ehrenamtlichen Richter erhalten Ent-
schädigung nach Maßgabe des Gesetzes über die Ent-
schädigung der ehrenamtlichen Richter in der jeweils
geltenden Fassung.

Art. 74

(1) Alle Gerichte und Behörden sowie alle Körper-
schaften des öffentlichen Rechts haben den Berufsge-
richten, dem Landesberufsgericht und dem Untersu-
chungsführer Amts- und Rechtshilfe zu leisten.

(2) Das Berufsgericht kann das Amtsgericht um die
Vernehmung von Zeugen und Sachverständigen ersu-
chen.

Art. 75

Die Vereidigung von Zeugen und Sachverständigen
ist im berufsgerichtlichen Verfahren nur zulässig,
wenn es das Gericht zur Sicherung des Beweises oder
wegen der ausschlaggebenden Bedeutung der Aussage
oder zur Herbeiführung einer wahren Aussage für er-
forderlich hält.

Art. 76

1Der Beschuldigte darf zur Durchführung des be-
rufsgerichtlichen Verfahrens weder vorläufig festge-
nommen noch verhaftet oder vorgeführt werden. 2Er
kann nicht zur Vorbereitung eines Gutachtens über
seinen psychischen Zustand in ein psychiatrisches
Krankenhaus gebracht werden.

Art. 77

(1) Das berufsgerichtliche Verfahren wird eingelei-
tet auf Antrag

1. des zuständigen Bezirksverbands oder, sofern
selbstständige Untergliederungen nicht bestehen,
der zuständigen Landeskammer,

2. der Regierung,

3. eines Mitglieds der Berufsvertretung gegen sich
selbst.

(2) 1Die Antragsteller haben die Tatsachen aufzu-
führen, auf die sie ihren Antrag stützen. 2Die Berufs-
vertretung und die Regierung haben in ihren Anträgen
außerdem die Beweismittel zu bezeichnen und das Er-
gebnis der Ermittlungen darzustellen.

(3) 1Zuständig zur Durchführung des Verfahrens ist
das Berufsgericht, in dessen Bezirk der Beschuldigte
seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 2Hält das Berufs-
gericht die Zuständigkeit eines anderen Berufsgerich-
ts für gegeben, so verweist es die Sache durch Be-
schluss an dieses Gericht. 3Hält sich kein Berufsgericht
für zuständig, so bestimmt das Landesberufsgericht
das zuständige Berufsgericht. 4Die bei Einleitung ei-
nes berufsgerichtlichen Verfahrens begründete Zu-
ständigkeit des Berufsgerichts wird durch eine spätere
Veränderung der die Zuständigkeit begründenden
Umstände nicht berührt.

(4) Der Beschuldigte kann sich in jeder Lage des Ver-
fahrens eines Mitglieds seiner Berufsvertretung als
Beistand oder eines bei einem deutschen Gericht zuge-
lassenen Rechtsanwalts oder eines Rechtslehrers an 
einer deutschen Hochschule als Verteidiger bedienen.

Art. 78

(1) 1Der Beschuldigte und sein Verteidiger sind be-
rechtigt, nach Einleitung des berufsgerichtlichen Ver-
fahrens die Akten, die dem Berufsgericht vorliegen,
einzusehen sowie amtlich verwahrte Beweisstücke zu
besichtigen. 2Vor Eröffnung des berufsgerichtlichen
Verfahrens kann der Vorsitzende und, solange das Unter-
suchungsverfahren andauert, auch der Untersuchungs-
führer die Akteneinsicht versagen, wenn dadurch der
Untersuchungszweck gefährdet würde. 3§ 147 Abs. 3
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StPO gilt entsprechend. 4Nach Eröffnung des berufs-
gerichtlichen Verfahrens kann das Recht des Be-
schuldigten auf persönliche Akteneinsicht nur bei Vor-
liegen schwerwiegender Gründe eingeschränkt oder
versagt werden.

(2) 1Die zuständige Berufsvertretung und die Regie-
rung sind berechtigt, die Akten des berufsgerichtli-
chen Verfahrens einzusehen. 2Im Übrigen darf Ak-
teneinsicht nur gewährt werden, wenn ein berechtigtes
Interesse glaubhaft gemacht ist und vorrangige
schutzwürdige Belange des Beschuldigten oder eines
Dritten nicht entgegenstehen.

(3) Nach Abschluss des berufsgerichtlichen Verfah-
rens ist Absatz 2 mit der Maßgabe anzuwenden, dass
über die Akteneinsicht der Präsident des die Akten
verwahrenden Gerichts entscheidet.

Art. 79

(1) 1Erweist sich der Antrag auf Eröffnung des be-
rufsgerichtlichen Verfahrens als unzulässig oder als
offensichtlich unbegründet, so kann das Berufsgericht
den Antrag durch Beschluss zurückweisen. 2Es kann
den Antrag auch zurückweisen, wenn die Durch-
führung eines Verfahrens wegen der Geringfügigkeit
der erhobenen Beschuldigung nicht erforderlich er-
scheint; hält es die Voraussetzungen für das Verfahren
nach Art. 38 für gegeben, so übersendet es nach Ablauf
der Frist des Absatzes 2 die Akten der für die Erteilung
der Rüge zuständigen Berufsvertretung.

(2) Gegen die Zurückweisung des Antrags nach Ab-
satz 1 kann der Antragsteller innerhalb von zwei Wo-
chen nach der Zustellung die Beschlussfassung des Be-
rufsgerichts in der Besetzung nach Art. 69 Abs. 1 Satz 1
beantragen.

(3) 1Wird der Antrag nicht nach Absatz 1 zurückge-
wiesen oder hat das Berufsgericht den Beschluss nach
Absatz 1 aufgehoben, so stellt der Vorsitzende den An-
trag dem Beschuldigten und den übrigen Antragsbe-
rechtigten mit der Aufforderung zu, sich innerhalb ei-
nes Monats zu dem Antrag zu äußern. 2Die Antragsbe-
rechtigten können dem berufsgerichtlichen Verfahren
durch eine schriftliche Erklärung gegenüber dem Be-
rufsgericht in jeder Lage des Verfahrens als Antrag-
steller beitreten. 3Die Beitrittserklärung ist dem Be-
schuldigten und dem Antragsteller mitzuteilen.

Art. 80

(1) Ergibt sich auf Grund der Äußerungen, dass eine
Verletzung der Berufspflichten nicht vorliegt, so gibt
das Berufsgericht dem Antrag auf Eröffnung eines
berufsgerichtlichen Verfahrens keine Folge.

(2) Werden weitere Ermittlungen für erforderlich
gehalten, so beauftragt das Gericht den Untersu-
chungsführer mit der Durchführung eines Untersu-
chungsverfahrens.

Art. 81

(1) 1Der Beschuldigte und der Antragsteller sind zu
allen Beweiserhebungen zu laden. 2Der Beschuldigte
ist in jedem Fall durch den Untersuchungsführer oder
durch ein Gericht zu vernehmen.

(2) Der Untersuchungsführer hat zu allen Beweiser-
hebungen einen Schriftführer beizuziehen und ihn,
wenn er nicht Beamter ist, auf diese Amtstätigkeit zu
verpflichten.

Art. 82

Liegt nach dem Ergebnis des Untersuchungsverfah-
rens eine Verletzung der Berufspflichten nicht vor oder
ist sie nicht nachzuweisen, so stellt das Berufsgericht
das Verfahren ein.

Art. 83

(1) Ergeben sich hinreichende Anhaltspunkte dafür,
dass der Beschuldigte seine Berufspflichten verletzt
hat, so eröffnet das Berufsgericht das berufsgerichtli-
che Verfahren durch einen Beschluss (Eröffnungsbe-
schluss), in dem die Verfehlungen anzuführen sind.

(2) 1Erweist sich die Verletzung der Berufspflichten
als geringfügig, so kann das Berufsgericht in der Be-
setzung nach Art. 69 Abs. 1 Satz 1 das Verfahren in je-
der Lage durch unanfechtbaren Beschluss einstellen.
2Sind die Voraussetzungen für das Verfahren nach Art.
38 gegeben, so übersendet der Vorsitzende die Akten
der zuständigen Berufsvertretung. 3Im Übrigen gelten
§ 153a Abs. 2 und 3 StPO mit der Maßgabe ent-
sprechend, dass ein auferlegter Geldbetrag zugunsten
sozialer Einrichtungen der jeweiligen Landeskammer
zu zahlen ist.

(3) Beschlüsse nach Art. 82 und nach den Absätzen 1
und 2 sind den Antragsberechtigten nach Art. 77 Abs. 1
mitzuteilen; dem Beschuldigten und dem Antragsteller
sind sie zuzustellen.

Art. 84

(1) Der Termin zur Hauptverhandlung wird von dem
Vorsitzenden des Gerichts anberaumt.

(2) Dem Beschuldigten und seinem Verteidiger oder
Beistand sowie dem Antragsteller muss die Ladung
mindestens zwei Wochen vor der Hauptverhandlung
zugestellt werden.

(3) 1Das Berufsgericht kann ohne Eröffnungsbe-
schluss und ohne Hauptverhandlung durch Beschluss
auf Verweis oder Geldbuße erkennen (abgekürztes Ver-
fahren). 2Gegen diesen Beschluss können der Beschul-
digte und der Antragsteller binnen zwei Wochen Ein-
spruch erheben. 3Es findet dann die Hauptverhand-
lung statt.

(4) 1In der Hauptverhandlung kann sich der Be-
schuldigte durch einen Verteidiger vertreten lassen.
2Gegen einen Beschuldigten, der nicht erschienen und
nicht vertreten ist, kann die Hauptverhandlung durch-
geführt werden, wenn er ordnungsgemäß geladen und
in der Ladung darauf hingewiesen ist, dass in seiner
Abwesenheit verhandelt werden kann.

Art. 85

(1) 1Das Berufsgericht kann unbeschadet seiner
Aufklärungspflicht beschließen, dass
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1. Niederschriften über die frühere Vernehmung eines
Zeugen oder Sachverständigen im berufsgerichtli-
chen Verfahren oder in einem anderen gesetzlich ge-
ordneten Verfahren gegen den Beschuldigten,

2. das schriftliche Gutachten eines Sachverständigen 

zu verlesen sind. 2Einem Antrag auf Vernehmung die-
ses Zeugen oder eines Sachverständigen in der  Haupt-
verhandlung ist zu entsprechen, wenn nicht der Zeuge
oder der Sachverständige am Erscheinen verhindert ist
oder ihm das Erscheinen wegen großer Entfernung
nicht zugemutet werden kann.

(2) 1Der Beschluss nach Absatz 1 muss das zu verle-
sende Gutachten oder die zu verlesende Niederschrift
bezeichnen. 2Ergeht er vor der Hauptverhandlung, so
ist er dem Antragsteller und dem Beschuldigten mit
dem Hinweis zuzustellen, dass der Antrag, den Zeugen
oder Sachverständigen in der Hauptverhandlung zu
vernehmen (Absatz 1 Satz 2), binnen zwei Wochen
beim Berufsgericht zu stellen ist. 3Nach Ablauf dieser
Frist braucht das Gericht dem Antrag nur zu entspre-
chen, wenn der Antragsteller darlegt, dass die Einver-
nahme der Zeugen oder Sachverständigen in der
Hauptverhandlung zur Sachaufklärung erforderlich
ist.

Art. 86

(1) 1Ist gegen den Beschuldigten wegen desselben
Sachverhalts ein strafgerichtliches Verfahren anhän-
gig, so kann ein berufsgerichtliches Verfahren zwar
eröffnet werden, es ist aber bis zur Beendigung des
strafgerichtlichen Verfahrens auszusetzen. 2Gleiches
gilt, wenn ein solches Verfahren während des Laufs des
berufsgerichtlichen Verfahrens anhängig wird. 3Das
berufsgerichtliche Verfahren kann von Amts wegen
oder auf Antrag eines Berechtigten fortgesetzt werden,
wenn die Sachaufklärung gesichert ist; das gleiche gilt,
wenn im strafgerichtlichen Verfahren aus Gründen
nicht verhandelt werden kann, die in der Person des
Beschuldigten liegen.

(2) Wird der Beschuldigte im strafgerichtlichen Ver-
fahren freigesprochen, so kann wegen des Sachver-
halts, der Gegenstand der gerichtlichen Entscheidung
war, ein berufsgerichtliches Verfahren nur fortgesetzt
werden, wenn dieser Sachverhalt, auch ohne den Tat-
bestand einer Straf- oder Bußgeldvorschrift zu erfül-
len, eine Verletzung der Berufspflichten enthält.

(3) 1Die tatsächlichen Feststellungen eines rechts-
kräftigen Urteils im Strafverfahren oder Bußgeldver-
fahren, auf denen die Entscheidung beruht, sind im be-
rufsgerichtlichen Verfahren, das denselben Sachver-
halt zum Gegenstand hat, für das Gericht bindend.
2Das Gericht hat jedoch die nochmalige Prüfung sol-
cher Feststellungen zu beschließen, deren Richtigkeit
seine Mitglieder mit Stimmenmehrheit bezweifeln;
dies ist in den Urteilsgründen zum Ausdruck zu brin-
gen. 3Die in einem anderen gesetzlich geordneten Ver-
fahren getroffenen tatsächlichen Feststellungen sind
nicht bindend, können aber der Entscheidung im be-
rufsgerichtlichen Verfahren mit Einverständnis aller
Beteiligten ohne nochmalige Prüfung zugrunde gelegt
werden.

(4) 1Kommt das Berufsgericht zu der Feststellung,
dass die Schwere der Verfehlung einen Entzug der Ap-

probation oder Bestallung erfordert, setzt es das Ver-
fahren aus und legt die Akten unter Darlegung der
Gründe der zuständigen Behörde zur Entscheidung
über den Entzug vor. 2Wird die Approbation oder Be-
stallung entzogen, so stellt das Gericht das berufsge-
richtliche Verfahren ein. 3Wird der Entzug von der zu-
ständigen Behörde abgelehnt oder erfolgt innerhalb ei-
ner angemessenen Frist keine Entscheidung durch die
zuständige Behörde, so kann das berufsgerichtliche
Verfahren wieder aufgenommen werden.

Art. 87

(1) Wird gegen ein beamtetes Mitglied der Berufs-
vertretungen, das einer Verletzung der Berufspflichten
beschuldigt ist, wegen desselben Sachverhalts ein Dis-
ziplinarverfahren eingeleitet, so finden auf das berufs-
gerichtliche Verfahren Art. 86 Abs. 1 und 3 entspre-
chende Anwendung.

(2) Nach Beendigung des Disziplinarverfahrens
kann das berufsgerichtliche Verfahren fortgesetzt
werden, wenn

1. die Verletzung der Berufspflichten nicht als Dienst-
vergehen mit einer Disziplinarmaßnahme geahndet
worden ist,

2. neben der Disziplinarmaßnahme Maßnahmen nach
Art. 67 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 zusätzlich erforderlich
sind, um das Mitglied zur Erfüllung seiner Be-
rufspflichten anzuhalten und das Ansehen des Be-
rufsstands zu wahren, oder

3. neben der Disziplinarmaßnahme Maßnahmen nach
Art. 67 Abs. 1 Nrn. 3 bis 5 in Frage kommen.

Art. 88

(1) Soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt
ist, sind die Vorschriften des Gerichtsverfassungs-
gesetzes über Öffentlichkeit, Sitzungspolizei und Ge-
richtssprache auf das Verfahren vor dem Berufsgericht
und dem Landesberufsgericht entsprechend anzuwen-
den.

(2) Die Vorschriften über die ärztliche Schweige-
pflicht finden Anwendung.

(3) Die Öffentlichkeit kann auch zur Wahrung des
Berufsgeheimnisses für die Hauptverhandlung ganz
oder zum Teil ausgeschlossen werden.

Art. 89

(1) Die Hauptverhandlung endet mit der Verkün-
dung des Urteils.

(2) Das Urteil darf nur auf Tatsachen und Beweiser-
gebnisse gestützt werden, die Gegenstand der Haupt-
verhandlung waren.

(3) Auf die Beratung und Abstimmung finden die
Vorschriften des Gerichtsverfassungsgesetzes und des
§ 263 StPO entsprechende Anwendung.

(4) 1Das Urteil wird durch Verlesen der Urteilsfor-
mel und Mitteilung der wesentlichen Urteilsgründe
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verkündet. 2Es ist schriftlich abzufassen und mit
Gründen zu versehen. 3Das Urteil ist von dem Vorsit-
zenden und den Beisitzern zu unterzeichnen und den
Antragsberechtigten nach Art. 77 Abs. 1 mitzuteilen;
dem Beschuldigten, seinem Verteidiger, seinem Bei-
stand sowie dem Antragsteller ist das Urteil mit
Rechtsmittelbelehrung zuzustellen.

Art. 90

(1) Gegen die Urteile der Berufsgerichte können der
Beschuldigte und der Antragsteller Berufung einlegen.

(2) 1Die Berufung ist innerhalb eines Monats nach
Zustellung des Urteils beim Berufsgericht schriftlich
oder zur Niederschrift der Geschäftsstelle einzulegen.
2Die Berufungsfrist ist auch gewahrt, wenn die Beru-
fung innerhalb der Frist beim Landesberufsgericht
eingeht.

Art. 91

Für das Verfahren vor dem Landesberufsgericht
gelten die Vorschriften über das Verfahren vor dem Be-
rufsgericht entsprechend, soweit nichts Abweichendes
bestimmt ist.

Art. 92

(1) 1Das Landesberufsgericht verwirft die Berufung
durch einen mit Gründen versehenen Beschluss, wenn
sie nicht frist- oder formgerecht eingelegt ist. 2Der
Berufungskläger kann innerhalb eines Monats nach
Zustellung des Beschlusses mündliche Verhandlung
beantragen.

(2) Hat der Beschuldigte die Berufung eingelegt, so
ist bei seiner Abwesenheit in der Hauptverhandlung 
§ 329 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3 der Strafprozessordnung
entsprechend anzuwenden, falls der Beschuldigte ord-
nungsgemäß geladen und in der Ladung ausdrücklich
auf die sich aus seiner Abwesenheit ergebende Rechts-
folge hingewiesen wurde; dies gilt nicht, wenn der Be-
schuldigte durch öffentliche Zustellung geladen wor-
den ist.

(3) 1Werden vor dem Landesberufsgericht neue Be-
schuldigungen erhoben, so kann darüber nur verhan-
delt und entschieden werden, wenn der Beschuldigte
nach ausdrücklichem Hinweis der Einbeziehung des
neuen Sachverhalts zustimmt. 2In diesem Fall ist der
Eröffnungsbeschluss durch das Landesberufsgericht
zu ergänzen.

(4) 1Soweit das Landesberufsgericht die Berufung
für zulässig und begründet hält, hebt es das Urteil des
Berufsgerichts auf und entscheidet in der Sache selbst.
2Das Landesberufsgericht kann durch Urteil die an-
gefochtene Entscheidung aufheben und die Sache
zurückverweisen, wenn das Verfahren erster Instanz
an einem wesentlichen verfahrensrechtlichen Mangel
leidet.

(5) Das Urteil darf in Art und Höhe der Rechtsfolgen
nicht zum Nachteil des Beschuldigten geändert wer-
den, wenn lediglich zugunsten des Beschuldigten Be-
rufung eingelegt wurde.

Art. 93

(1) 1Gegen alle vom Berufsgericht im ersten Rechts-
zug erlassenen Beschlüsse und gegen die Verfügungen
des Vorsitzenden ist, soweit sie bei sinngemäßer An-
wendung der Strafprozessordnung anfechtbar sind,
die Beschwerde zulässig. 2Sie ist binnen zweier Wo-
chen nach Bekanntmachung der Entscheidung beim
Berufsgericht des ersten Rechtszugs einzulegen.

(2) 1Wird die Beschwerde vom Berufsgericht in der
Besetzung nach Art. 69 Abs. 1 Satz 1 für begründet er-
achtet, so hilft es ihr ab. 2Andernfalls legt es die Be-
schwerde binnen einer Woche dem Landesberufs-
gericht vor. 3Das Landesberufsgericht entscheidet
durch Beschluss.

Art. 94

1Ein nach diesem Gesetz durch rechtskräftige Ent-
scheidung beendetes Verfahren kann unter denselben
Voraussetzungen wieder aufgenommen werden wie ein
Strafverfahren. 2Die Wiederaufnahme kann von dem
Beschuldigten oder dem gemäß Art. 77 Abs. 1
Berechtigten beantragt werden.

Art. 95

(1) In jeder Entscheidung, die das Verfahren der In-
stanz beendet, muss bestimmt werden, wer die Kosten
des Verfahrens zu tragen hat.

(2) 1Für das berufsgerichtliche Verfahren werden
Gebühren nur erhoben, wenn auf eine der in Art. 67 ge-
nannten Maßnahmen erkannt wird. 2Die Gebühren hat
der Beschuldigte zu tragen. 3Sie betragen für jede In-
stanz mindestens einhundertfünfzig Euro, höchstens
zweitausendfünfhundert Euro. 4Das Gericht bestimmt
in der Entscheidung die Höhe der Gebühren unter
Berücksichtigung der Schwierigkeit der Sache sowie
der persönlichen Verhältnisse des Beschuldigten nach
pflichtgemäßem Ermessen.

(3) Die Auslagen des berufsgerichtlichen Verfahrens
können ganz oder teilweise auferlegt werden

1. dem Beschuldigten, wenn auf eine der in Art. 67 ge-
nannten Maßnahmen erkannt wurde; sind durch
Untersuchungen zur Aufklärung bestimmter belas-
tender oder entlastender Umstände besondere Aus-
lagen entstanden und sind diese Untersuchungen
zugunsten des Beschuldigten ausgegangen, so dür-
fen die besonderen Auslagen insoweit dem Beschul-
digten nicht auferlegt werden;

2. dem Antragsteller, soweit er Auslagen durch sein
Verhalten herbeigeführt hat.

Art. 96

(1) 1Die dem Beschuldigten erwachsenen notwendi-
gen Auslagen sind im Fall der Antragstellung nach Art. 38
Abs. 5 Satz 1 oder Art. 77 Abs. 1 Nr. 1 der Berufsvertre-
tung und im Fall der Antragstellung nach Art. 77 Abs. 1
Nr. 2 der Staatskasse aufzuerlegen, wenn der Beschul-
digte freigesprochen oder das Verfahren eingestellt
wird, nachdem der Beschuldigte aufgefordert worden
ist, sich zu dem Antrag auf Eröffnung des berufsge-
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richtlichen Verfahrens zu äußern. 2Im Übrigen trägt
der Beschuldigte die ihm erwachsenen Auslagen
selbst. 3§ 467 Abs. 2 bis 4 StPO finden sinngemäß An-
wendung.

(2) 1Die dem Beschuldigten erwachsenen notwendi-
gen Auslagen können nach Maßgabe des Absatzes 1
Satz 1 ganz oder teilweise der Berufsvertretung oder
der Staatskasse auferlegt werden, wenn die zur Last
gelegten Verfehlungen nur zum Teil die Grundlage ei-
ner gemäß Art. 67 verhängten Maßnahme bilden. 2Satz 1
gilt auch, wenn durch Untersuchungen zur Aufklärung
bestimmter belastender oder entlastender Umstände
dem Beschuldigten besondere Auslagen erwachsen
und diese Untersuchungen zugunsten des Beschuldig-
ten ausgegangen sind.

(3) 1Wird ein von der Berufsvertretung oder der Re-
gierung eingelegtes Rechtsmittel zurückgenommen
oder bleibt es erfolglos, so sind die dem Beschuldigten
im Rechtsmittelverfahren erwachsenen notwendigen
Auslagen der Berufsvertretung bzw. der Staatskasse
aufzuerlegen. 2Bei Rücknahme oder Erfolglosigkeit 
eines vom Beschuldigten eingelegten Rechtsmittels
trägt er die ihm erwachsenen Auslagen selbst.

(4) 1Hat der Beschuldigte das Rechtsmittel be-
schränkt und hat es Erfolg, so sind die notwendigen
Auslagen des Beschuldigten nach Maßgabe des Absat-
zes 1 Satz 1 der Berufsvertretung bzw. der Staatskasse
aufzuerlegen. 2Im Übrigen findet Absatz 1 Satz 2 An-
wendung.

(5) 1Hat ein Rechtsmittel teilweise Erfolg, so sind die
notwendigen Auslagen des Beschuldigten teilweise
oder ganz nach Maßgabe des Absatzes 1 Satz 1 der
Berufsvertretung bzw. der Staatskasse aufzuerlegen,
soweit es unbillig wäre, den Beschuldigten damit zu
belasten. 2Im Übrigen findet Absatz 1 Satz 2 Anwen-
dung.

(6) 1Die notwendigen Auslagen der Berufs-
vertretung sind im Fall der Antragstellung nach Art. 38
Abs. 5 Satz 1 oder Art. 77 Abs. 1 Nr. 1 dem Beschuldig-
ten aufzuerlegen, wenn

1. das Berufsgericht den Beschwerdebescheid nach
Art. 38 Abs. 6 Satz 1 bestätigt hat,

2. auf eine der in Art. 67 genannten Maßnahmen er-
kannt wurde oder

3. ein Fall des Absatzes 3 Satz 2 vorliegt.

2Dies gilt nicht, soweit die notwendigen Auslagen des
Beschuldigten nach den vorgenannten Absätzen der
Berufsvertretung auferlegt werden.

(7) Zu den notwendigen Auslagen gehören auch

1. die Entschädigung für eine notwendige Zeitver-
säumnis nach den Vorschriften, die für die Entschä-
digung von Zeugen gelten,

2. die Gebühren und Auslagen eines Rechtsanwalts,
soweit sie nach § 91 Abs. 2 der Zivilprozessordnung
zu erstatten wären, sowie die Auslagen eines sonsti-
gen Beistands.

(8) Für die Festsetzung und die Vollstreckung der zu
erstattenden notwendigen Auslagen gelten die Vor-

schriften für das Strafverfahren sinngemäß.

Art. 97

(1) Die auf Grund dieses Gesetzes ergangenen Ent-
scheidungen werden vollsteckbar, soweit sie rechts-
kräftig geworden sind.

(2) 1Der Verweis gilt mit Eintritt der Rechtskraft der
Entscheidung als erteilt. 2Zum selben Zeitpunkt wer-
den Maßnahmen nach Art. 67 Abs. 1 Nrn. 3 bis 5 wirk-
sam.

(3) Die rechtskräftige Entscheidung ist den An-
tragsberechtigten nach Art. 77 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 mit-
zuteilen.

Art. 98

Soweit das Verfahren nicht in diesem Gesetz gere-
gelt ist, finden die Vorschriften der Strafprozessord-
nung und des Gerichtsverfassungsgesetzes mit Aus-
nahme derjenigen, welche die Mitwirkung der
Staatsanwaltschaft betreffen, sinngemäß Anwendung.

Art. 99

Für die Vollstreckung von Geldbußen und Kosten
sind die für das Strafverfahren geltenden Voll-
streckungsvorschriften sinngemäß anzuwenden.

Art. 100

(1) 1Eintragungen in den bei der Berufsvertretung
geführten Personalakten über eine Maßnahme nach
Art. 67 Abs. 1 sind nach zehn Jahren zu tilgen. 2Die
über diese berufsgerichtlichen Maßnahmen entstan-
denen Vorgänge sind aus den Personalakten zu entfer-
nen und zu vernichten.

(2) Die Frist beginnt mit dem Tag, an dem die be-
rufsgerichtliche Maßnahme unanfechtbar geworden
ist.

(3) Die Frist endet nicht, solange gegen den Betref-
fenden ein Strafverfahren, ein berufsgerichtliches Ver-
fahren oder ein Disziplinarverfahren anhängig ist, ei-
ne andere berufsgerichtliche Maßnahme noch nicht zu
tilgen ist oder ein auf Geldbuße lautendes berufsge-
richtliches Urteil noch nicht vollstreckt ist.

(4) Nach Ablauf der Frist dürfen die Berufspflicht-
verletzung und die Verurteilung dem Betreffenden im
Rechtsverkehr nicht mehr vorgehalten und zu seinem
Nachteil verwertet werden.

(5) Die Absätze 1 bis 4 finden bei berufsaufsichtli-
chen Maßnahmen nach Art. 38 entsprechend Anwen-
dung, wobei die Tilgungsfrist fünf Jahre beträgt.

Art. 101

(1) Die persönlichen und sachlichen Kosten der Be-
rufsgerichtsbarkeit sind dem Freistaat Bayern am
Schluss eines jeden Rechnungsjahres von den Landes-
kammern im Verhältnis der Zahl der Berufsgerichts-
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verfahren, die die Mitglieder der einzelnen Berufsver-
tretungen betrafen, zu erstatten.

(2) Soweit die Einnahmen des Berufsgerichts an Ko-
sten und Geldbußen die nach Absatz 1 dem Freistaat
Bayern zu erstattenden Kosten übersteigen, sind sie im
nächsten Rechnungsjahr in dem in Absatz 1 genannten
Verhältnis den Landeskammern zur Verwendung für
die bei ihnen bestehenden sozialen Einrichtungen zu-
zuführen.

(3) Das Staatsministerium der Justiz kann im Be-
nehmen mit dem Staatsministerium für Gesundheit,
Ernährung und Verbraucherschutz mit den einzelnen
Berufsvertretungen anstelle der in den Absätzen 1 und
2 vorgesehenen Einzelberechnung Pauschalerstattun-
gen vereinbaren.

Art. 102

Die für die Bestellung zuständige Behörde führt die
Aufsicht über die Berufsgerichte und das Landesbe-
rufsgericht.

Siebter Teil

Schlussbestimmungen

Art. 103

(1) 1Art. 53 Abs. 1 findet keine Anwendung auf Apo-
theker, die am Tag vor In-Kraft-Treten des Gesetzes
zur Änderung des Kammergesetzes und des Gesetzes
über den öffentlichen Gesundheitsdienst vom 23. Juli
1993 (GVBl S. 511) in Bayern ihre Hauptwohnung hat-
ten, ohne Mitglied der Landesapothekerkammer zu
sein. 2Diese Apotheker können jedoch binnen zwei
Jahren nach In-Kraft-Treten des Änderungsgesetzes
gegenüber der Landesapothekerkammer ihren Beitritt
als freiwilliges Mitglied erklären. 3Der Beitritt bedarf
der Schriftform und ist unwiderruflich.

(2) Art. 56 und 57 Abs. 1 in der Fassung des Ände-
rungsgesetzes nach Absatz 1 gelten jeweils erstmals für
die im Jahr 1994 durchzuführenden Wahlen.

Art. 104

(1) 1Das Staatsministerium für Gesundheit,
Ernährung und Verbraucherschutz bestellt innerhalb
von drei Monaten nach In-Kraft-Treten des Gesetzes
zur Änderung des Heilberufe-Kammergesetzes und
anderer Vorschriften des Landesgesundheitsrechts
vom 24. Dezember 2001 (GVBl S. 993) auf Grund von
Vorschlägen der Vereinigungen, die die beruflichen In-
teressen der Psychologischen Psychotherapeuten und
der Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten ver-

treten, einen Gründungsausschuss. 2Dieser besteht aus
27 Mitgliedern, von denen vier Personen ausschließlich
als Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten zu-
gelassen sind.

(2) 1Der Gründungsausschuss wählt aus seiner Mit-
te entsprechend Art. 64 einen vorläufigen Vorstand
und beschließt eine vorläufige Wahlordnung. 2Er kann
außerdem insbesondere eine vorläufige Satzung, Bei-
tragsordnung und Berufsordnung beschließen.

(3) Satzungsbeschlüsse des Gründungsausschusses
bedürfen der Genehmigung des Staatsministeriums
für Gesundheit, Ernährung und Verbraucherschutz,
der Ausfertigung durch das nach Maßgabe des Art. 14
Abs. 2 zuständige Mitglied des vorläufigen Vorstands
und der Bekanntmachung im Bayerischen Staatsan-
zeiger.

(4) 1Der vorläufige Vorstand führt insbesondere
nach Maßgabe der vorläufigen Wahlordnung die Wahl
zur ersten Delegiertenversammlung innerhalb von
längstens zwölf Monaten nach Bestellung des Grün-
dungsausschusses durch und beruft unverzüglich nach
Durchführung der Wahl die erste Delegiertenver-
sammlung ein. 2Die Amtszeit des vorläufigen Vor-
stands endet mit der Wahl des von der ersten Delegier-
tenversammlung gewählten Vorstands.

(5) 1Die für die Berufszulassung nach dem Psycho-
therapeutengesetz zuständigen Behörden übermitteln
der Landeskammer der Psychologischen Psychothera-
peuten und der Kinder- und Jugendlichenpsychothe-
rapeuten (Kammer) Namen, Vornamen, Geburts-
datum, Anschrift und Datum der Berufszulassung als
Psychologischer Psychotherapeut oder als Kinder-
und Jugendlichenpsychotherapeut der Personen, die
vor Ablauf von sechs Monaten nach In-Kraft-Treten
dieses Gesetzes approbiert oder sonst zur Berufsausü-
bung zugelassen worden sind. 2Die Anmeldeverpflich-
tung nach Art. 61 Abs. 2 gilt nicht für diese Personen;
besondere durch Gesetz oder Satzung begründete Mel-
de-, Anzeige- oder Auskunftspflichten gegenüber der
Kammer bleiben unberührt.

Art. 105

Dieses Gesetz tritt am 1. August 1957 1) in Kraft.

1) Diese Vorschrift betrifft das In-Kraft-Treten des
Gesetzes in der ursprünglichen Fassung vom 15. Juli
1957 (GVBl S. 162). Der Zeitpunkt des In-Kraft-
Tretens der späteren Änderungen ergibt sich aus den
jeweiligen Änderungsgesetzen.
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Auf Grund von § 6a Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 Satz 1
Allgemeines Eisenbahngesetz (BGBl III 930–1), zuletzt
geändert durch Art. 24 des Gesetzes vom 3. Mai 2000
(BGBl I S. 632), erlässt die Bayerische Staatsregierung
folgende Verordnung:

§ 1

Als durchschnittlicher verkehrsspezifischer Kosten-
satz im Sinn von § 6a Abs. 2 Satz 2 Allgemeines Eisen-
bahngesetz wird festgelegt

– ein Betrag von 0,1631 € pro Personenkilometer für
Verkehrsleistungen, die ab dem 1. Januar 1977 und
bis zum 31. Dezember 1982 erbracht werden,

– ein Betrag von 0,1948 € pro Personenkilometer für
Verkehrsleistungen, die ab dem 1. Januar 1983 und
bis zum 31. Dezember 2001 erbracht werden und

– ein Betrag von 0,2163 € pro Personenkilometer für
Verkehrsleistungen, die ab dem 1. Januar 2002 er-
bracht werden.

§ 2

Das Staatsministerium für Wirtschaft, Verkehr und
Technologie ist die von der Landesregierung bestimmte
Behörde im Sinn von § 6a Abs. 3 Allgemeines Eisen-
bahngesetz.

§ 3

1Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar
2002 in Kraft. 2Abweichend von Satz 1 tritt § 2 mit Wir-
kung vom 11. Mai 2000 in Kraft. 3Mit Ablauf des 31. De-
zember 2001 tritt die Verordnung über Kostensätze für
Ausgleichszahlungen nach § 6a des Allgemeines Eisen-
bahngesetzes (AEGKostenV) vom 25. Oktober 1984
(GVBl S.443, BayRS 930–2–W) außer Kraft.

München, den 19. Februar 2002

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Edmund  S t o i b e r

930–2–W

Verordnung
über Ausgleichszahlungen nach

§ 6a Allgemeines Eisenbahngesetz
(Eisenbahnausgleichsverordnung - AEGKostenZustV) 

Vom 19. Februar 2002
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Auf Grund des Art. 17 Abs. 2 Nr. 1 Buchst. a und c des
Gesetzes  über den öffentlichen Gesundheitsdienst vom
12. Juli 1986 (GVBl S. 120, BayRS 2120–1–G), zuletzt
geändert durch § 2 des Gesetzes vom 24. Dezember
2001 (GVBl S. 993), in Verbindung mit Art. 1 Abs. 1 Satz 2
Nr. 1 des Gesetzes über Zuständigkeiten in der Ge-
sundheit, in der Ernährung und im Verbraucherschutz
vom 9. April 2001 (GVBl S. 108) erlässt das Bayerische
Staatsministerium für Gesundheit, Ernährung und
Verbraucherschutz folgende Verordnung:

§ 1

Die Verordnung über die zuständigen Behörden zum
Vollzug des Rechts der Heilberufe (HeilBZustV) vom
17. Dezember 1996 (GVBl S. 549, BayRS 2122–5–G),
zuletzt geändert durch Verordnung vom 11. August
1999 (GVBl S. 370), wird wie folgt geändert:

1. In § 1 Nr. 1 und in § 2 Abs. 2 Sätze 1 und 2 werden die
Worte „für Arbeit und Sozialordnung, Familie,
Frauen und Gesundheit“ jeweils durch die Worte
„für Gesundheit, Ernährung und Verbraucher-
schutz“ ersetzt.

2. In § 2 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „für Unter-
richt, Kultus, Wissenschaft und Kunst“ durch die
Worte „für Wissenschaft, Forschung und Kunst“ er-
setzt.

3. Dem § 4 Abs. 1 wird folgender Buchstabe l angefügt:

„l) Podologengesetz vom 4. Dezember 2001 (BGBl I
S. 3320),“

§ 2

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 2. Januar
2002 in Kraft.

München, den 29. Januar 2002

Bayerisches Staatsministerium
für Gesundheit, Ernährung und Verbraucherschutz

Eberhard  S i n n e r ,  Staatsminister

2122–5–G

Verordnung
zur Änderung der

Verordnung über die zuständigen Behörden
zum Vollzug des Rechts der Heilberufe 

Vom 29. Januar 2002



Auf Grund des Art. 15 Satz 3 des Bayerischen Besol-
dungsgesetzes (BayBesG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 30. August 2001 (GVBl S. 458, BayRS
2032–1–1–F), geändert durch § 3 des Gesetzes vom 24. De-
zember 2001 (GVBl S. 984), erlässt das Bayerische
Staatsministerium für Unterricht und Kultus im Ein-
vernehmen mit dem Bayerischen Staatsministerium
der Finanzen folgende Verordnung:

Erster Abschnitt

Geltungsbereich

§ 1

Diese Verordnung gilt für Professoren und Hoch-
schulassistenten, die bei Prüfungen nach der Ordnung
der Ersten Staatsprüfung für ein Lehramt an öffentli-
chen Schulen (Lehramtsprüfungsordnung I – LPO I) zu
Prüfern oder Aufsichtführenden bestellt sind.

Zweiter Abschnitt

Prüfungsvergütungen

§ 2

Bei den staatlichen Zwischenprüfungen in den ver-
tieft studierten Fächern Mathematik, Musik, Physik
und Katholische Religionslehre werden folgende Prü-
fungsvergütungen gewährt:

1. Stellung von Aufgaben für die schriftliche Prüfung

a) in den Fächern Mathematik und Physik
(mit Musterlösung und Bewertungs-
schema),

je Vorschlag 201,— €

b) in den Fächern Musik und Katholische
Religionslehre,

je Vorschlag 18,— €

(Wurde der Aufgabenvorschlag von mehreren Prü-
fern gemeinsam erstellt, wird die Vergütung an die
einzelnen Prüfer entsprechend aufgeteilt.)

2. für Korrektur und Bewertung der schrift-
lichen Arbeiten für jeden Prüfer

je Arbeit 4,80 €

3. für einen Stichentscheid

je Arbeit 4,80 €

4. für jeden Prüfer bei der mündlichen Prü-
fung und im Fach Musik bei der prakti-
schen Prüfung,

je Stunde Prüfungszeit 12,— €

§ 3

Bei den sportpraktischen Prüfungen im Rahmen der
Didaktik der Grundschule und der Didaktiken einer
Fächergruppe der Hauptschule und beim Ersten Prü-
fungsabschnitt im Fach Sport (nicht vertieft und ver-
tieft studiert) werden folgende Prüfungsvergütungen
gewährt:

1. Für jeden Prüfer bei der Prüfung über die Demon-
stration sportartspezifischer Techniken

a) im Rahmen der Didaktik der Grund-
schule,

je Stunde Prüfungszeit 12,— €

b) im Rahmen der Didaktiken einer
Fächergruppe der Hauptschule,

je Stunde Prüfungszeit 12,— €

2. für jeden Prüfer im Rahmen des Ersten Prüfungsab-
schnitts bei der mündlichen und praktischen Prüfung

a) im nicht vertieft studierten Fach Sport,

je Stunde Prüfungszeit 12,— €

b) im vertieft studierten Fach Sport,

je Stunde Prüfungszeit 12,— €

§ 4

(1) Bei den Ersten Staatsprüfungen in den Erzie-
hungswissenschaften und den nicht vertieft studierten
Fächern werden folgende Prüfungsvergütungen ge-
währt:

1. Stellung von Aufgaben für die schriftliche Prü-
fung in Erziehungswissenschaften
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a) Aufgabe aus dem Bereich der Pädago-
gik oder aus dem Bereich der Psycho-
logie,

je Vorschlag 18,— €

b) Aufgabe aus dem Bereich der Pädago-
gik oder aus dem Bereich der Psycho-
logie, die teilweise in Testform gefor-
dert ist,

je Vorschlag 51,70 €

2. Stellung von Aufgaben für die schriftliche Prüfung
in der Fachdidaktik der Unterrichtsfächer

a) je Vorschlag einer Aufgabe 18,— €

b) je Vorschlag einer geforderten Aufga-
bengruppe 28,70 €

3. Stellung von Aufgaben für die schriftliche Prüfung
im Fach Deutsch

a) Aufsatz aus dem literatur– oder
sprachwissenschaftlichen Bereich,

je Thema 18,— €

b) literarische Texte für eine
Analyse/Interpretation,

je Vorschlag 28,70 €

c) Textstellen zur sprachwissenschaftli-
chen Erläuterung,

je Vorschlag 51,70 €

4. Stellung von Aufgaben für die schriftliche Prüfung
in den Fremdsprachen

a) Aufsatz über einen allgemeinen Ge-
genstand zur Erprobung der Ge-
wandtheit im schriftlichen Ausdruck,

je Thema 6,— €

b) Übersetzungstexte,

je Vorschlag 18,— €

c) literarische Texte zur Interpretation,

je Vorschlag 28,70 €

d) Fragen zur Sprachwissenschaft,

je Vorschlag 18,— €

5. Stellung von Aufgaben für die schriftliche Prüfung
für die Qualifikation als Beratungslehrkraft (Bear-
beitung eines Beratungsfalls),

je Vorschlag 51,70 €

6. Stellung von Aufgaben für die schriftliche und
praktische Prüfung in den anderen Fächern,

a) je Vorschlag einer Aufgabe 18,— €

b) je Vorschlag einer geforderten Aufga-
bengruppe 28,70 €

c) je Vorschlag einer Aufgabe oder Auf-
gabengruppe, bei der eine Musterlö-
sung mit Bewertungsschema gefor-
dert ist 201,— €

7. Betreuung, Korrektur und Bewertung der schriftli-
chen Hausarbeiten,

je Hausarbeit

a) für den ersten Prüfer 29,— €

b) für einen zweiten Prüfer 18,— €

8. für Korrektur und Bewertung der schriftlichen Ar-
beiten für jeden Prüfer,

je Arbeit 4,80 €

9. für Bewertung der praktischen Arbeiten aus
Kunsterziehung im Rahmen der Didaktik der
Grundschule und der Didaktiken einer Fächer-
gruppe der Hauptschule,

je Arbeit insgesamt 9,60 €

(Dieser Betrag wird gleichmäßig auf die beteiligten
Prüfungsausschussmitglieder verteilt.)

10. für Bewertung der praktischen Arbeiten im Fach
Kunsterziehung

a) bildnerisches Gestalten in der Ebene,

je Kandidat insgesamt 9,60 €

b) bildnerisches Gestalten im Raum,

je Kandidat insgesamt 9,60 €

c) Arbeiten aus der Studienzeit,

je Kandidat insgesamt 9,60 €

d) Erklärendes Zeichnen,

je Kandidat insgesamt 9,60 €

(Diese Beträge werden gleichmäßig auf die betei-
ligten Prüfungsausschussmitglieder verteilt.)

e) Technisches Zeichnen,

für jeden Prüfer je Arbeit 4,80 €

11. für einen Stichentscheid,

je Arbeit 4,80 €

12. für jeden Prüfer bei der mündlichen Prüfung und in
Musik bei der praktischen Prüfung,

je Stunde Prüfungszeit 12,— €

(2) Wurde der Aufgabenvorschlag von mehreren
Prüfern gemeinsam erstellt, wird in den Fällen des Ab-
satzes 1 Nrn. 1 bis 6 die Vergütung an die einzelnen Prü-
fer entsprechend aufgeteilt.
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§ 5

(1) Bei den Ersten Staatsprüfungen in den vertieft
studierten Fächern werden folgende Prüfungsvergü-
tungen gewährt:

1. Stellung von Aufgaben für die schriftliche Prü-
fung in den Fächern Biologie und Chemie,

je Vorschlag einer Aufgabengruppe 47,— €

2. Stellung von Aufgaben für die schriftliche Prü-
fung im Fach Deutsch

a) Aufsatz aus dem literatur– oder
sprachwissenschaftlichen Bereich,

je Thema 18,— €

b) literarische Texte für eine Analyse/In-
terpretation,

je Vorschlag 47,— €

c) Textstellen zur Übertragung und
sprachwissenschaftlichen Erläute-
rung,

je Vorschlag 70,60 €

3. Stellung von Aufgaben für die schriftliche Prü-
fung in den modernen Fremdsprachen

a) Aufsatz über einen allgemeinen Ge-
genstand zur Erprobung der Ge-
wandtheit im schriftlichen Ausdruck,

je Thema 6,— €

b) Übersetzungstexte,

je Vorschlag 28,70 €

c) Aufsatz aus dem literatur– oder
sprachwissenschaftlichen Bereich,

je Thema 18,— €

d) literarische Texte zur Interpretation
bzw. Texte der Gegenwartssprache
zur sprachwissenschaftlichen Erläu-
terung,

je Vorschlag 47,— €

e) Textstellen aus älteren Sprachstufen
zur Übersetzung und sprachwissen-
schaftlichen Erläuterung,

je Vorschlag 70,60 €

4. Stellung von Aufgaben für die schriftliche Prü-
fung in den Fächern Griechisch und Latein

a) Übersetzungstexte,

je Vorschlag 28,70 €

b) altsprachliche Texte zur Übersetzung
mit sprachlichen Erläuterungen,

je Vorschlag 47,— €

c) altsprachliche Texte (mit Überset-
zung) zur Interpretation nach Leitfra-
gen,

je Vorschlag 47,— €

5. Stellung von Aufgaben für die schriftliche Prü-
fung in den beruflichen Fachrichtungen

a) Thema für eine Aufgabe,

je Vorschlag 18,— €

b) Aufgabe mit mehreren Einzelthemen,

je Vorschlag 47,— €

c) Aufgabe mit detaillierten Vorgaben
für Teilaufgaben, in denen mathema-
tische oder konstruktive Problemlö-
sungen verlangt werden,

je Vorschlag 108,— €

d) Aufgabe gemäß Buchstabe c, bei der
eine Musterlösung mit Bewertungs-
schema gefordert ist,

je Vorschlag 235,— €

6. Stellung von Aufgaben für die schriftliche Prü-
fung im Fach Psychologie mit schulpsychologi-
schem Schwerpunkt

a) Aufgabe aus der psychologischen Dia-
gnostik einschließlich Bereitstellung
von Datenmaterial,

je Vorschlag 70,60 €

b) Aufgabe aus der Pädagogischen oder
Klinischen Psychologie,

je Vorschlag 18,— €

7. Stellung von Aufgaben für die schriftliche und
praktische Prüfung in den anderen Fächern

a) je Vorschlag einer Aufgabe 18,— €

b) je Vorschlag einer geforderten Auf-
gabengruppe 47,— €

c) je Vorschlag einer Aufgabe oder Auf-
gabengruppe, bei der eine Musterlö-
sung mit Bewertungsschema gefor-
dert ist 235,— €

8. Betreuung, Korrektur und Bewertung der schrift-
lichen Hausarbeit,

je Hausarbeit

a) für den ersten Prüfer 49,— €

b) für den zweiten Prüfer 38,— €

9. für Korrektur und Bewertung der schriftlichen Ar-
beiten,

für jeden Prüfer je Arbeit 6,— €
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10. für Bewertung der praktischen Arbeiten im Fach
Kunsterziehung

a) Freie Komposition, Menschliche Ge-
stalt, Tiere und Pflanzen, Umsetzung
der dreidimensionalen Wirklichkeit in
die Fläche und Arbeiten aus der Stu-
dienzeit,

je Kandidat insgesamt 60,— €

(Dieser Betrag wird gleichmäßig auf die betei-
ligten Prüfungsausschussmitglieder verteilt.)

b) Erklärendes Zeichnen,

je Kandidat insgesamt 12,— €

(Dieser Betrag wird gleichmäßig auf die betei-
ligten Prüfungsausschussmitglieder verteilt.)

c) Schriftgestaltung, für jeden Prüfer,

je Kandidat insgesamt 12,— €

(Dieser Betrag wird gleichmäßig auf die betei-
ligten Prüfungsausschussmitglieder verteilt.)

11. für einen Stichentscheid,

je Arbeit 6,— €

12. für jeden Prüfer bei der mündlichen Prüfung und
im Fach Musik bei der praktischen Prüfung,

je Stunde Prüfungszeit 15,60 €

(2) Wurde der Aufgabenvorschlag von mehreren
Prüfern gemeinsam erstellt, wird in den Fällen des Ab-
satzes 1 Nrn. 1 bis 7 die Vergütung an die einzelnen Prü-
fer entsprechend aufgeteilt.

Dritter Abschnitt

Sonstige Vergütungen

§ 6

Bei den Prüfungen nach der Lehramtsprüfungsord-
nung I werden folgende sonstige Vergütungen gewährt:

1. Vergütungen für die Mitglieder der Prüfungs-
hauptausschüsse

für das Lehramt an Grundschulen

für das Lehramt an Hauptschulen

für das Lehramt an Realschulen

für das Lehramt an Gymnasien

für das Lehramt an beruflichen Schulen

für das Lehramt an Sonderschulen

für gemeinsame Angelegenheiten mehrerer 
Lehrämter (A)

Grundbetrag

je Prüfungstermin 112,— €

Erhöhungsbetrag pro 100 Teilnehmer 

je Prüfungstermin 18,— €

2. Vergütungen für örtliche Prüfungsleiter

je Prüfungsteilnehmer bei der Ersten 
Staatsprüfung (Abschlusskandidaten) 1,80 €

je Prüfungsteilnehmer bei den Zwi-
schenprüfungen nach § 2 1,20 €

Diese Vergütungen entfallen, falls für örtliche Prü-
fungsleiter eine Ermäßigung der Regellehrverpflich-
tung gewährt wird.

3. Vergütung für Aufsichtführende

Aufsichtführenden bei staatlichen Lehr-
amtsprüfungen wird eine Vergütung von 4,10 €
je angefangene Stunde Aufsichtstätigkeit
gewährt.

Der Anspruch auf Reisekostenvergütung bleibt un-
berührt.

Vierter Abschnitt

In–Kraft–Treten, Aufhebung von Vorschriften

§ 7

1Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. August
2001 in Kraft; die §§ 2, 3, 4, 5 und 6 Nrn. 1 und 2 werden
erstmals angewandt für Prüfungsvergütungen, Vergü-
tungen für die Mitglieder der Prüfungshauptausschüs-
se und Vergütungen für örtliche Prüfungsleiter im
Rahmen der Ersten Staatsprüfung im Herbst 2001; § 6
Nr. 3 wird erstmals angewandt für Vergütungen für
Aufsichtführende im Rahmen der Ersten Staatsprü-
fung im Frühjahr 2002. 2Mit Ablauf des 31. Juli 2001
tritt die Verordnung über die Gewährung von Vergü-
tungen für Professoren und Hochschulassistenten bei
Prüfungen nach der Lehramtsprüfungsordnung I
(VergV–LPO I) vom 22. September 1993 (GVBl S. 762,
BayRS 2032–3–4–5–UK) außer Kraft; sie wird jedoch
noch angewandt für Prüfungsvergütungen, Vergütun-
gen für die Mitglieder der Prüfungshauptausschüsse
und Vergütungen für örtliche Prüfungsleiter im Rah-
men der Ersten Staatsprüfung bis einschließlich Prü-
fungstermin Frühjahr 2001 und für Vergütungen für
Aufsichtführende im Rahmen der Ersten Staatsprü-
fung bis einschließlich Prüfungstermin Herbst 2001.

München, den 31. Januar 2002

Bayerisches Staatsministerium
für Unterricht und Kultus

Monika H o h l m e i e r ,  Staatsministerin
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Auf Grund von Art. 19 Abs. 3 Satz 1 in Verbindung
mit Art. 135 Abs. 1 des Bayerischen Hochschulgesetzes
(BayHSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom
2. Oktober 1998 (GVBl S. 740, BayRS 2210–1–1–WFK),
zuletzt geändert durch § 2 des Gesetzes vom 24. De-
zember 2001 (GVBl S. 991), erlässt das Bayerische
Staatsministerium für Wissenschaft, Forschung und
Kunst folgende Verordnung:

§ 1

Die Verordnung zur Gliederung der Universitäten
vom 18. September 1990 (GVBl S. 440, BayRS
2210–2–10–2–WFK), zuletzt geändert durch Verord-
nung vom 25. Mai 2001 (GVBl S. 276), wird wie folgt
geändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 2 werden die Worte „Wirtschafts- und
Sozialwissenschaftliche Fakultät“ durch die
Worte „Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät“
ersetzt.

b) In Nummer 4 werden die Worte „Philosophische
Fakultät I“ durch die Worte „Philosophisch-So-
zialwissenschaftliche Fakultät“ und

die Worte  „Philosophische Fakultät II“ durch die
Worte „Philologisch-Historische Fakultät“ er-
setzt.

2. § 5 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 9 wird das Wort „Statistik“ durch das
Wort „Religionswissenschaft“ ersetzt.

b) Nummer 14 erhält folgende Fassung:

„14. Fakultät für Mathematik, Informatik und
Statistik.“

§ 2

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Oktober
2001 in Kraft.

München, den 1. Februar 2002

Bayerisches Staatsministerium
für Wissenschaft, Forschung und Kunst

Hans  Z e h e t m a i r ,  Staatsminister
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Auf Grund von § 17 Abs. 4 des Gesetzes zur Verhü-
tung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten
beim Menschen (Infektionsschutzgesetz - IfSG) vom
20. Juli 2000 (BGBl I S. 1045) in Verbindung mit § 6 der
Verordnung zur Ausführung des Infektionsschutzge-
setzes (AVIfSG) vom 15. Januar 2001 (GVBl S. 30,
BayRS 2122–3–A) und Art. 1 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes
über Zuständigkeiten in der Gesundheit, in der
Ernährung und im Verbraucherschutz vom 9. April
2001 (GVBl S. 108, BayRS 1102–10–S) erlässt das
Bayerische Staatsministerium für Gesundheit,
Ernährung und Verbraucherschutz folgende Verord-
nung:

§ 1

Anwendungsbereich

(1) Diese Verordnung gilt zur Verhütung transmissi-
bler spongiformer Enzephalopathien für das Herstel-
len oder Anwenden von Arzneimitteln aus tierischem
Ausgangsmaterial oder Arzneimitteln, die tierisches
Ausgangsmaterial enthalten, im Rahmen der Ausü-
bung der Heilkunde oder Zahnheilkunde. 

(2) Diese Verordnung gilt nicht für Arzneimittel, die
zum Zwecke des Inverkehrbringens hergestellt wer-
den.

§ 2 

Begriffsbestimmungen

(1) Arzneimittel sind Stoffe und Zubereitungen aus
Stoffen, die dazu bestimmt sind, durch Anwendung am
oder im menschlichen Körper

1. Krankheiten, Leiden, Körperschäden oder krank-
hafte Beschwerden zu heilen, zu lindern, zu verhü-
ten oder zu erkennen,

2. die Beschaffenheit, den Zustand oder die Funktio-
nen des Körpers oder seelische Zustände erkennen
zu lassen,

3. vom menschlichen Körper erzeugte Wirkstoffe oder
Körperflüssigkeiten zu ersetzen,

4. Krankheitserreger, Parasiten oder körperfremde
Stoffe abzuwehren, zu beseitigen oder unschädlich
zu machen oder

5. die Beschaffenheit, den Zustand oder die Funktio-
nen des Körpers oder seelische Zustände zu beein-
flussen.

(2) Stoffe im Sinn dieser Verordnung sind

1. chemische Elemente und chemische Verbindungen
sowie deren natürlich vorkommende Gemische und
Lösungen,

2. Tierkörper, auch lebender Tiere, sowie Körperteile,
Körperbestandteile und Stoffwechselprodukte vom
Tier in bearbeitetem oder unbearbeitetem Zustand.

(3) Herstellen ist das Gewinnen, das Anfertigen, das
Zubereiten, das Bearbeiten oder Verarbeiten, das Um-
füllen einschließlich Abfüllen, das Abpacken und das
Kennzeichnen.

(4) 1Inverkehrbringen ist das Vorrätighalten zum
Verkauf oder zu sonstiger Abgabe, das Feilhalten, das
Feilbieten und die Abgabe an andere. 2Eine Abgabe
liegt bei einem Wechsel der Verfügungsgewalt vor.

(5) Anwenden ist der Gebrauch eines Arzneimittels
durch Aufbringen auf oder Einbringen in den mensch-
lichen Körper, ohne dass das Arzneimittel an andere
abgegeben wird.

(6) 1Schwerwiegende Nebenwirkungen sind alle
schädlichen und unbeabsichtigten Reaktionen auf ein
Arzneimittel, die unabhängig von der Dosierung töd-
lich oder lebensbedrohlich sind, eine ständige Behand-
lung oder deren Verlängerung erforderlich machen
oder zu einer bleibenden oder schwerwiegenden Be-
hinderung oder Invalidität führen. 2Als schwerwie-
gende Nebenwirkung gilt insbesondere der Verdacht
auf Vorliegen einer Infektionskrankheit.

(7) Qualitätskontrolle umfasst alle Maßnahmen, die
dazu bestimmt sind, die Einheitlichkeit der Arzneimit-
telchargen und deren Übereinstimmung mit den fest-
gelegten Spezifikationen in Bezug auf Identität, Ge-
halt, Reinheit und andere Eigenschaften zu gewährleis-
ten.

§ 3

Verbot der Verwendung bestimmter Stoffe
oder Zubereitungen aus Stoffen

1Es ist verboten, bei der Herstellung von Arzneimit-
teln im Rahmen der Ausübung der Heilkunde oder
Zahnheilkunde Ausgangsmaterial zu verwenden, das
in § 1 Abs. 1 und 2 der Arzneimittel-TSE-Verordnung
vom 9. Mai 2001 (BGBl I S. 856) in der jeweils gelten-
den Fassung aufgeführt ist. 2§  1 Abs. 3 und 5 der Arz-
neimittel-TSE-Verordnung finden entsprechende An-
wendung.

2126–2–1–G

Verordnung
zur Verhütung transmissibler

spongiformer Enzephalopathien
durch selbst hergestellte Arzneimittel 

(TSE-Verhütungs-Verordnung) 

Vom 7. Februar 2002



§ 4

Verbot der Anwendung
selbst hergestellter Arzneimittel

Es ist verboten, bei anderen selbst hergestellte Arz-
neimittel anzuwenden, die

1. entgegen § 3 hergestellt wurden oder

2. nicht die jeweils geltenden Sicherheitsanforderun-
gen erfüllen, die das Bundesinstitut für Arzneimit-
tel und Medizinprodukte für Arzneimittel zur Ver-
meidung des Risikos einer Übertragung des Erre-
gers der transmissiblen spongiformen Enzepha-
lopathie aufgestellt und im Bundesanzeiger be-
kannt gemacht hat.

§ 5

Anzeigepflicht

1Personen, die Arzneimittel im Sinn des § 1 zur An-
wendung bei anderen selbst herstellen, ohne sie in den
Verkehr zu bringen, haben dies der zuständigen Behör-
de vor Aufnahme der Herstellung anzuzeigen. 2In der
Anzeige sind die Art der Tätigkeit, die arzneilich wirk-
samen Bestandteile sowie Hilfsstoffe, die aus tieri-
schem Ausgangsmaterial gewonnen wurden, nach Art
und Menge anzugeben. 3Der zuständigen Behörde sind
auf Verlangen nähere Auskünfte über die Ausgangs-
stoffe und das Herstellungsverfahren zu erteilen.

§ 6

Dokumentation

(1) 1Die Herstellung und Qualitätskontrolle der Arz-
neimittel sind zu dokumentieren. 2Alle Aufzeichnun-
gen über die Herstellung und Qualitätskontrolle der
Arzneimittel sind vollständig und mindestens 20 Jahre
aufzubewahren. 3Die Aufzeichnungen müssen klar
und deutlich, fehlerfrei und auf dem neuesten Stand
sein. 4Der ursprüngliche Inhalt einer Eintragung darf
weder mittels Durchstreichen noch auf andere Weise
unleserlich gemacht werden.

(2) 1Werden die Aufzeichnungen mit elektronischen,
photographischen oder anderen Datenverarbeitungs-
systemen gemacht, muss sichergestellt sein, dass die
Daten während der Dauer der Aufbewahrungsfrist
verfügbar sind und innerhalb einer angemessenen
Frist lesbar gemacht werden können. 2Die gespeicher-
ten Daten müssen gegen Verlust, Beschädigung und
Manipulation geschützt werden.

§ 7

Unterrichtungspflichten

(1) 1Die Person, die selbst hergestellte Arzneimittel
anwendet, hat die zuständige Behörde unverzüglich,
spätestens aber innerhalb von 15 Tagen nach Bekannt-
werden, über schwerwiegende Nebenwirkungen zu
unterrichten, die bei einer Heilbehandlung mit den

Arzneimitteln aufgetreten sind. 2Die Unterrichtung
muss alle notwendigen Angaben, insbesondere die Be-
zeichnung des Produktes sowie des verwendeten Aus-
gangsmaterials und die Art der Nebenwirkung, enthal-
ten. 3Von der Person, bei der die schwerwiegenden Ne-
benwirkungen aufgetreten sind, ist nur das Geburts-
datum und das Geschlecht anzugeben. 4Auf Verlangen
sind der zuständigen Behörde die gemäß § 6 erstellten
Dokumentationsunterlagen vorzulegen.

(2) Sonstige öffentlich-rechtliche Mitteilungspflich-
ten bleiben unberührt

§ 8

Ordnungswidrigkeiten

(1) Nach § 73 Abs. 1 Nr. 4 des Infektionsschutzgeset-
zes  kann mit Geldbuße bis zu fünfundzwanzigtausend
Euro belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig eine
gemäß § 5 Satz 3 verlangte Auskunft nicht, nicht rich-
tig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erteilt.

(2) Nach § 73 Abs. 1 Nr. 5 des Infektionsschutzgeset-
zes kann mit Geldbuße bis zu fünfundzwanzigtausend
Euro belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig die
gemäß § 7 Abs. 1 Satz 4 geforderten Unterlagen nicht,
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig
vorlegt.

§ 9

Zuständigkeit

1Gemäß § 1 AVIfSG sind die Kreisverwaltungs-
behörden für den Vollzug dieser Verordnung zuständig.
2Dabei wirken die Regierungen mit.

§ 10

Übergangsvorschrift

Personen, die bei In-Kraft-Treten dieser Verord-
nung Arzneimittel im Sinn des § 1 zur Anwendung bei
anderen selbst herstellen, ohne sie in den Verkehr zu
bringen, haben dieses spätestens einen Monat nach 
In-Kraft-Treten dieser Verordnung der zuständigen
Behörde anzuzeigen.

§ 11

In-Kraft-Treten

Diese Verordnung tritt am 1. März 2002 in Kraft.

München, den 7. Februar 2002

Bayerisches Staatsministerium
für Gesundheit, Ernährung und Verbraucherschutz

Eberhard  S i n n e r ,  Staatsminister
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Auf Grund des Art. 91 des Bayerischen Personalver-
tretungsgesetzes (BayPVG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 11. November 1986 (GVBl S. 349,
BayRS 2035–1–F), zuletzt geändert durch § 5 des Ge-
setzes vom 24. Juli 1998 (GVBl S. 443), erlässt das
Bayerische Staatsministerium des Innern im Einver-
nehmen mit dem Bayerischen Staatsministerium der
Finanzen folgende Verordnung:

§ 1

Die Amtszeit der bisherigen Personalräte der Kreis-
und Stadtsparkasse Dorfen wird bis zum Ende der re-
gelmäßigen Amtszeit am 31. Juli 2002 verlängert.

§ 2

Die Geschäfte der Personalvertretung in der umge-
bildeten Kreis- und Stadtsparkasse Erding-Dorfen
werden durch die bisherigen Personalräte der Kreis-
und Stadtsparkasse Dorfen und der Kreis- und Stadt-
sparkasse Erding bis zum Ende der regelmäßigen
Amtszeit am 31. Juli 2002 gemeinsam wahrgenommen.

§ 3

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar
2002 in Kraft und mit Ablauf des 31. Juli 2002 außer
Kraft.

München, den 13. Februar 2002

Bayerisches Staatsministerium des Innern

Dr. Günther  B e c k s t e i n ,  Staatsminister

2035–46–I

Verordnung
zur Erleichterung der

Personalvertretung in der
Kreis- und Stadtsparkasse Erding-Dorfen 

Vom 13. Februar 2002
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Auf Grund des Art. 63 Abs. 5 des Bayerischen Hoch-
schulgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom
2. Oktober 1998 (GVBl S. 740, BayRS 2210–1–1–WFK),
zuletzt geändert durch § 2 des Gesetzes vom 24. De-
zember 2001 (GVBl S. 991), erlässt das Bayerische
Staatsministerium für Wissenschaft, Forschung und
Kunst folgende Verordnung:

§ 1

Die Verordnung über die befristete Immatrikulation
und das Weiterstudium von Studenten an Hochschulen
mit Teilstudiengängen vom 4. November 1993 (GVBl 
S. 849, BayRS 2210–8–5–WFK), zuletzt geändert durch
Verordnung vom 31. August 1999 (GVBl S. 412), wird
wie folgt geändert:

1. § 3 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Zahl „6“ durch die Zahl „8“
ersetzt.

bb) Sätze 2 bis 6 erhalten folgende Fassung:

„2Die Studenten der Universität Regensburg
sind vorrangig an diese Universität zu vertei-
len. 3Sofern die Aufnahmekapazität der
Hochschule unter Berücksichtigung der Ver-
pflichtung der Hochschulen nach § 2 Abs. 1
und 2 nicht ausreicht, sind die Studenten der
Universität Regensburg nachrangig an die
übrigen Hochschulen mit klinischer Ausbil-
dungsstätte zu verteilen. 4Die Technische
Universität München übernimmt auf Antrag
vorrangig diejenigen Studenten in den klini-
schen Studienabschnitt, die bei ihr bis zum
Sommersemester 2000 in einem Fachsemes-
ter des vorklinischen Studienabschnitts im-
matrikuliert waren. 5Ansonsten werden die
im vorklinischen Studienabschnitt an der

Universität München immatrikulierten Stu-
denten an diese Universität und an die Tech-
nische Universität München entsprechend der
im Übernahmeantrag genannten Hochschule
verteilt. 6Wird dabei die Aufnahmekapazität
einer der beiden Hochschulen überschritten,
entscheidet das Los über die Verteilung an
diese Hochschule.“

cc) Die bisherigen Sätze 5 und 6 werden Sätze 7
und 8.

dd) Im neuen Satz 8 wird nach dem Wort „Satz“
die Zahl „5“ durch die Zahl „7“ ersetzt.

b) Absatz  3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Worte „Satz 4 und“ ge-
strichten und die Zahl „5“ durch die Zahl „7“
ersetzt.

bb) In Satz 3 wird jeweils die Zahl „5“ durch „7“
ersetzt.

2. In § 4 Abs. 1 Satz 3 werden die Worte „4 und“ gestri-
chen und die Zahl „5“ durch die Zahl „7“ ersetzt.

§ 2

1Diese Verordnung tritt am 1. März 2002 in Kraft.
2Sie gilt erstmals für das Übernahmeverfahren zum
Sommersemester 2002.

München, den 18. Februar 2002

Bayerisches Staatsministerium
für Wissenschaft, Forschung und Kunst

Hans  Z e h e t m a i r ,  Staatsminister

2210–8–5–WFK

Dritte Verordnung
zur Änderung der

Verordnung über die befristete Immatrikulation
und das Weiterstudium von Studenten
an Hochschulen mit Teilstudiengängen 

Vom 18. Februar 2002
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Auf Grund von Art. 19 Abs. 2, Art. 28 Abs. 2 und Art. 115
Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 des Bayerischen Beamtenge-
setzes erlassen die Bayerischen Staatsministerien des
Innern und für Gesundheit, Ernährung und Verbrau-
cherschutz im Einvernehmen mit dem Bayerischen
Staatsministerium der Finanzen und dem Landes-
personalausschuss folgende Verordnung:

§ 1

Die Zulassungs-, Ausbildungs- und Prüfungsord-
nung für die Laufbahn des mittleren technischen
Überwachungsdienstes zum Schutz der Verbraucher
(ZAPO/ÜV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 6.
Februar 1990 (GVBl S. 58, BayRS 2038–3–2–14–I) wird
wie folgt geändert:

1. In der Einleitungsformel werden die Worte „erlässt
das Bayerische Staatsministerium des Innern“
durch die Worte „erlassen die Bayerischen Staats-
ministerien des Innern und für Gesundheit, Ernäh-
rung und Verbraucherschutz“ ersetzt.

2. In § 1 Satz 1 werden die Worte „Landesuntersu-
chungsämtern für das Gesundheitswesen und“
durch die Worte „beim Landesamt für das Gesund-
heitswesen und für Lebensmittelsicherheit und bei
den“ ersetzt.

3. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 1 wird das Wort „dreißigste“
durch das Wort „vierunddreißigste“ ersetzt.

bb) In Nummer 3 wird das Wort „Lebensmittel-
handwerk“ durch das Wort „Lebensmittel-
beruf“ ersetzt.

cc) Nummer 4 erhält folgende Fassung:

„4. sich in den zwei Jahren der Ausbildung
für den Überwachungsdienst im Ange-
stelltenverhältnis (§ 3) in der praktischen
Ausbildung bewährt und an den fach-
theoretischen Veranstaltungen (§ 5) teil-
genommen hat.“

dd) Nummer 5 wird aufgehoben, die bisherige
Nummer 6 wird Nummer 5. 

b) Absatz 2 wird aufgehoben, die Absatzbezeich-
nung im bisherigen Absatz 1 entfällt.

4. § 3 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 4 wird das Wort „vier“ durch das Wort
„zwei“ ersetzt.

bb) In den Sätzen 3 und 4 werden jeweils die Worte
„bei den Untersuchungsämtern für das Ge-
sundheitswesen“ durch die Worte „beim
Landesamt für das Gesundheitswesen und
für Lebensmittelsicherheit“ ersetzt.

cc) Es wird folgender Satz 5 angefügt:

„5Die Angestellten sollen ein einmonatiges
Praktikum in einem größeren Betrieb der 
Lebensmittelwirtschaft ableisten.“

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Nummer 1 erhält folgende Fassung:

„1. Allgemeine Rechtskunde, Allgemeines Ver-
waltungsrecht, Grundzüge des Gemein-
schaftsrechts, Verwaltungstechnik ein-
schließlich der automatisierten Datenver-
arbeitung und Kommunikationstechnik,“

bb) In Nummer 5 wird nach dem Komma das
Wort „Sensorik,“ angefügt.

cc) In Nummer 10 wird der Punkt durch ein
Komma ersetzt; es werden folgende Num-
mern 11 bis 13 angefügt:

„11. Fleisch- und Geflügelfleischhygiene-
recht,

12. Betriebliche Eigenkontrollsysteme,

13. Einführung in die psychologischen
Grundlagen der Überwachungstätig-
keit, insbesondere in Kommunika-
tions- und Konfliktlösungstechniken.“

5. In § 4 wird „Abs. 1“ gestrichen.

6. § 5 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„2Sie besteht aus einer vierwöchigen Einweisung
bei der Bayerischen Verwaltungsschule, einem dienst-
begleitenden Unterricht während der zweimonati-
gen Ausbildung beim Landesamt für das Gesund-
heitswesen und für Lebensmittelsicherheit und aus

2038–3–2–14–I

Verordnung
zur Änderung der

Zulassungs-, Ausbildungs- und Prüfungsordnung
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einer viermonatigen Vorbereitung auf die Anstel-
lungsprüfung für den mittleren technischen Über-
wachungsdienst zum Schutz der Verbraucher bei
den Akademien für Gesundheit, Ernährung und
Verbraucherschutz.“

7. In § 6 Abs. 1 werden die Worte „von der Akademie
für das öffentliche Gesundheitswesen im Staats-
ministerium des Innern, die zugleich Prüfungsamt
ist,“ durch die Worte „von den Akademien für Ge-
sundheit, Ernährung und Verbraucherschutz, die
zugleich Prüfungsamt sind,“  ersetzt.

8. In § 7 Abs. 1 wird „§ 2 Abs. 1 Nrn. 1 bis 5“ durch „§ 2
Nrn. 1 bis 4“ ersetzt.

9. § 8 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden die Worte „Die Akademie für
das öffentliche Gesundheitswesen im Staatsmi-
nisterium des Innern bestellt“ durch die Worte
„Die Akademien für Gesundheit, Ernährung und
Verbraucherschutz bestellen“ ersetzt.

b) In Absatz 4 Satz 5 werden die Worte „der Akade-
mie für das öffentliche Gesundheitswesen im
Staatsministerium des Innern“ durch die Worte
„der Akademien für Gesundheit, Ernährung und
Verbraucherschutz“ ersetzt.

c) In Absatz 2 Satz 4 und in § 13 Satz 3 werden je-
weils nach dem Wort“mittleren“ die Worte „oder
gehobenen“ eingefügt.

§ 2

(1) Diese Verordnung tritt am 1. März 2002 in Kraft.

(2) Bewerber, deren Ausbildung vor dem 1. März
2002 begonnen hat, werden nach den bei Ausbildungs-
beginn maßgebenden Vorschriften weiter ausgebildet
und geprüft.

(3) Das Staatsministerium des Innern wird die Zu-
lassungs-, Ausbildungs- und Prüfungsordnung für den
mittleren technischen Überwachungsdienst zum Schutz
der Verbraucher neu bekannt machen und Unstimmig-
keiten des Wortlauts beseitigen.

München, den 19. Februar 2002

Bayerisches Staatsministerium des Innern

Dr. Günther  B e c k s t e i n ,  Staatsminister

Bayerisches Staatsministerium

für Gesundheit, Ernährung und Verbraucherschutz

Eberhard  S i n n e r ,  Staatsminister
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